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Zusammenfassung 

Die demografische Entwicklung und die damit verbundene Zunahme von älte-
ren, pflegebedürftigen Menschen lassen den Bedarf an Leistungen der Lang-
zeitpflege in quantitativer und qualitativer Hinsicht wachsen. Erforderlich sind 
eine ausreichende Anzahl an Plätzen der Grundversorgung aber auch der spezi-
alisierten Langzeitpflege für Menschen mit somatischen Mehrfach- und Be-
gleiterkrankungen sowie mit psychischen Erkrankungen. Ausserdem gilt es die 
Qualität der ambulanten Krankenpflege sicherzustellen. Mit dem vorliegenden 
Vernehmlassungsentwurf sollen die gesetzlichen Grundlagen zur Förderung 
der spezialisierten Langzeitpflege, zur Regulierung der Angehörigenpflege so-
wie zur Stärkung der Planung und Steuerung im Sinne der integrierten Ge-
sundheitsversorgung geschaffen werden.  
 
Der Regierungsrat ist für die Pflegeheimplanung und für das Führen der Pflegeheim-
liste zuständig. Für die Sicherstellung der Versorgung sind im Kanton Luzern die Ge-
meinden zuständig. Als weitere Akteurinnen und Akteure sind die Leistungserbringer 
zu nennen. Gemeinsam ist eine bedarfsgerechte Versorgung der Luzerner Bevölke-
rung mit stationärer und ambulanter Krankenpflege zu gewährleisten. Mit der Ent-
wicklung der Planungsregionen zu Planungs- und Versorgungsregionen soll die Zu-
sammenarbeit der Behörden mit den Leistungserbringern mit dem Ziel einer inte-
grierten, personenorientierten Gesundheitsversorgung in der Langzeitpflege ge-
stärkt werden. Deren Aufgaben und die Grundsätze der Organisation soll der Regie-
rungsrat auf Verordnungsstufe regeln.  
 
Das Angebot in der Langzeitpflege muss nicht nur ausreichend sein, sondern auch in 
qualitativer Hinsicht genügen. Derzeit fehlen Vorgaben zu den Anforderungen an die 
Leistungserbringung der spezialisierten Langzeitpflege und eine adäquate Finanzie-
rung ist nicht gewährleistet. Letzteres begründet hauptsächlich die aktuelle Unter-
versorgung. Der Änderungsentwurf sieht deshalb neu Beiträge an die spezialisierte 
Langzeitpflege vor, die von den Gemeinden solidarisch finanziert werden. Die Höhe 
der Beiträge soll der Regierungsrat auf Verordnungsstufe regeln und die zuständige 
Dienststelle beauftragen, Weisungen zu den Qualitätsanforderungen für die speziali-
sierte Langzeitpflege zu erlassen.  
 
Auch im Bereich der ambulanten Krankenpflege besteht hinsichtlich der Qualitäts-
vorgaben und der Finanzierung Handlungsbedarf. Die ambulante Krankenpflege 
wird zunehmend von Angehörigen geleistet, die bei einer Spitex-Organisation ange-
stellt sind. Zur Sicherung der Qualität soll der Regierungsrat spezifische Zulassungs-
voraussetzungen für diese Spitex-Organisationen in der Verordnung festlegen. Aus-
serdem sollen auf Verordnungsstufe die maximal anrechenbaren Vollkosten festge-
legt werden können, um eine übermässige Gewinnabschöpfung der auf die Anstel-
lung von pflegenden Angehörigen spezialisierten Spitex-Organisationen künftig zu 
verhindern.  
 
Die Gemeinden tragen im Rahmen der Pflegefinanzierung nach Abzug der Beiträge 
der Krankenversicherung und der pflegebedürftigen Person die Kosten der Kranken-
pflege durch Pflegeheime und Spitex-Organisationen beziehungsweise Pflegefach-
personen. Durch die Beschränkung der Vollkosten für die Krankenpflege durch 
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Angehörige werden die Gemeinden im Rahmen der Aufsicht und Finanzierung einer-
seits administrativ entlastet. Andererseits haben sie Mehrausgaben aufgrund der 
Pro-Kopf-Beiträge von 4,8 Millionen Franken an die spezialisierte Langzeitpflege zu 
finanzieren, welche heute die Bewohnenden beziehungsweise die Wohnsitzgemein-
den in der Regel über die Ergänzungsleistungen zur AHV/IV tragen. 
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1 Ausgangslage 
Die demografische Entwicklung und die damit verbundene Zunahme von älteren, 
pflegebedürftigen Menschen lassen den Bedarf an Leistungen der Langzeitpflege in 
den beiden kommenden Jahrzehnten in quantitativer und qualitativer Hinsicht wach-
sen. Gemäss § 3 Absatz 2a und b des Einführungsgesetzes zum Bundesgesetz über 
die Krankenversicherung (EGKVG) vom 23. März 1998 (SRL Nr. 865) und der §§ 2b 
Absatz 1 und 2c Absatz 1 des Betreuungs- und Pflegegesetzes (BPG) vom 13. Sep-
tember 2010 (SRL Nr. 867) ist der Regierungsrat für die Pflegeheimplanung und für 
das Führen der Pflegeheimliste zuständig. Für die Sicherstellung der Versorgung sind 
im Kanton Luzern die Gemeinden zuständig (§ 2a BPG). 
 
Am 25. November 2025 hat der Regierungsrat den Grundlagenbericht zur Versor-
gungsplanung Langzeitpflege im Kanton Luzern 2026–2035 (nachfolgend: Grundla-
genbericht) genehmigt und per 1. Januar 2026 eine neue Pflegeheimliste beschlos-
sen. Bis 2035 sollen gesamthaft maximal 6262 Plätze in die Pflegeheimliste aufge-
nommen werden. Für die regionale Grundversorgung stehen 5925 Plätze und für die 
überregionale Spezialversorgung zugunsten von Personen mit einem hohen Pflege- 
und/oder Betreuungsbedarf 296 Plätze zur Verfügung. Weitere 41 Plätze betreffen 
die Akut- und Übergangspflege sowie Plätze, die ausschliesslich für Ordensfrauen 
zur Verfügung stehen. Derzeit sind 5191 Plätze der Grundversorgenden und 140 
Plätze der spezialisierten Langzeitpflege in der Pflegeheimliste aufgeführt.  
 
Der Grundlagenbericht zeigt ergänzend zum Bedarf die Entwicklungen und Heraus-
forderungen in der Langzeitpflege auf. Daraus wurden im Sinne einer Empfehlung 
acht prioritäre Massnahmen in kantonaler oder kommunaler Zuständigkeit für eine 
bedarfsgerechte Angebotsentwicklung bis 2035 abgeleitet. Unter anderem soll der 
Kanton zugunsten einer besseren Steuerung und Planung die Planungs- und Versor-
gungsregionen stärken, zur Gewährleistung eines bedarfsgerechten Angebots die 
spezialisierte Langzeitpflege regeln und einen Zielwert betreffend den Anteil an Be-
wohnenden mit einer tiefen Pflegestufe in den Pflegeheimen vorgeben. 
 
Einige Luzerner Pflegeheime weisen im interkantonalen Vergleich einen überdurch-
schnittlich hohen Anteil an Personen mit geringer Pflegebedürftigkeit (Pflegestufen 0 
bis 2) aus, während andererseits für Personen mit hohem und komplexem Bedarf 
teilweise keine geeigneten spezialisierten Pflegeplätze zur Verfügung stehen. Im Be-
reich der spezialisierte Langzeitpflege besteht aktuell eine Unterversorgung. Ver-
schiedene Leistungserbringer signalisieren, dass sie ihre Angebote aus finanziellen 
Gründen nicht mehr aufrechterhalten können. Sie bekunden Mühe, die Angebote 
kostendeckend zu erbringen. Die zuweisenden Stellen haben damit zunehmend 
Schwierigkeiten bei der Suche nach geeigneten spezialisierten Pflegeplätzen. Diese 
Entwicklung steht im Spannungsfeld mit den strategischen Zielen des Kantons, ins-
besondere mit der Förderung einer integrierten, bedarfsgerechten und qualitativ 
hochwertigen Gesundheitsversorgung. Eine zentrale Planung und Steuerung sowie 
die Sicherstellung einer ausreichenden Finanzierung der spezialisierten Langzeit-
pflege können dieser Unterversorgung entgegenwirken.  
 
Die Planung einer bedarfsgerechten Langzeitpflege in Pflegeheimen kann jedoch 
nicht unabhängig von der Entwicklung der ambulanten Pflege vorgenommen wer-
den. Pflegebedürftige Personen möchten möglichst lange zu Hause leben. Pflegende 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/865
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/867
https://disg.lu.ch/-/media/DISG/Dokumente/Publikationen/Bericht_zur_Versorgungsplanung_Langzeitpflege_2026_2035.pdf?rev=e2d2b0fe82714a8485d4098a47c508c4
https://disg.lu.ch/-/media/DISG/Dokumente/Themen/Alter/Pflegeheimliste_ab_20260101.pdf?rev=335543996d8f4363b522091c1474ba1a
https://disg.lu.ch/-/media/DISG/Dokumente/Publikationen/Bericht_zur_Versorgungsplanung_Langzeitpflege_2026_2035.pdf?rev=e2d2b0fe82714a8485d4098a47c508c4


6 

Angehörige leisten hier einen wichtigen Beitrag zur Sicherstellung der Gesundheits-
versorgung. Am 18. April 2019 hat das Bundesgericht einen Entscheid von 2006 be-
stätigt, wonach von Angehörigen erbrachte Grundpflegeleistungen zulasten der ob-
ligatorischen Krankenpflegeversicherung (OKP) und der öffentlichen Hand als Restfi-
nanziererin erbracht werden können, wenn die pflegenden Angehörigen bei einer 
Spitex-Organisation angestellt sind (BGE 145 V 161). Seither haben sich zahlreiche 
Spitex-Organisationen auf die Anstellung pflegender Angehöriger spezialisiert. Ana-
lysen aus anderen Kantonen weisen auf hohe Gewinne einzelner Anbieter hin. Im 
Kantonsrat sind derzeit zwei Vorstösse zum Thema der Angehörigenpflege hängig 
(Anfrage A 671 von Schärli Stephan über explodierende Kosten bei der Angehöri-
genpflege vom 26. Januar 2026; Anfrage A 694 von Engler Pia über die Herausforde-
rungen in der Angehörigenpflege vom 27. Januar 2026).  
 
Mit dem Postulat P 693 von Schneider Andy über den Verzicht auf Demenzzuschläge 
gemäss kantonaler Demenzstrategie Ziel 4 vom 14. September 2021 wurde der Re-
gierungsrat aufgefordert, den Verzicht auf die Erhebung von Demenzzuschlägen be-
ziehungsweise eine solidarische Finanzierung der Kosten für die Demenzbetreuung 
gesetzlich zu regeln. Der Kantonsrat hat das Postulat, im Sinne der Empfehlung des 
Regierungsrates, erheblich erklärt. Aufgrund der Vernehmlassungsantworten zur Re-
gelung der Finanzierung der Ergänzungsleistungen zur AHV für Heimbewohnende 
wurde jedoch darauf verzichtet, in die damalige Vorlage zur EL-Finanzierung Grunds-
ätze zur Festsetzung der Aufenthaltstaxen in Pflegeheimen aufzunehmen (vgl. Bot-
schaft B 118 vom 7. Juni 2022 über die Finanzierung der Ergänzungsleistungen zur 
AHV für Heimbewohnerinnen und -bewohner, S. 14). Eine Analyse dieser Thematik 
im Rahmen der Ausarbeitung der vorliegenden Vernehmlassungsvorlage hat nun 
gezeigt, dass dem Anliegen einer solidarischen Finanzierung der Kosten für die De-
menzbetreuung durch die vorgesehene Finanzierung der spezialisierten Langzeit-
pflege Rechnung getragen werden kann und kein zusätzlicher Regelungsbedarf bei 
der Aufenthaltstaxe besteht. 
 
Mit dem vorliegenden Vernehmlassungsentwurf sollen die rechtlichen Grundlagen 
geschaffen werden, damit die bestehenden Pflegeplätze adäquat genutzt werden 
und ein ausreichendes Angebot an grundversorgenden und spezialisierten Langzeit-
pflegeplätzen bereitgestellt wird. Die vorgesehene Gesetzesänderung erfordert auch 
eine Anpassung der Verordnung zum Betreuungs- und Pflegegesetz (BPV) vom 
30. November 2010 (SRL Nr. 867a) und der Verordnung über die Zulassung von Leis-
tungserbringern zur Tätigkeit zulasten der obligatorischen Krankenpflegeversiche-
rung (Kantonale Zulassungsverordnung, VZL) vom 30. November 20214 (SRL 
Nr. 865c). Ziel ist eine bedarfsgerechte, qualitativ hochwertige und wirtschaftlich 
tragfähige Versorgung sicherzustellen, die den zukünftigen Herausforderungen ge-
wachsen ist und sich in die strategische Ausrichtung der integrierten Gesundheits-
versorgung im Kanton Luzern einfügt. 

2 Spezialisierte Langzeitpflege 

2.1 Merkmale und Kategorien der spezialisierten Langzeitpflege 
Die spezialisierte Langzeitpflege unterscheidet sich von der grundversorgenden 
Langzeitpflege durch die adäquate Berücksichtigung von Komplexität und Instabili-
tät. Diese Begriffe beschreiben die Vielschichtigkeit des Bedarfs von pflegebedürfti-
gen Personen sowie die Dynamik von diesbezüglichen Pflege- und 

https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?highlight_docid=aza%3A%2F%2F18-04-2019-9C_187-2019&lang=de&type=show_document&zoom=YES&
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=f94676b05543487696a39670fd8fc3c5&back=1&geschaeftsnr=A+671&art=-0-1-2-3&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=5d73e7cb14744f3aa748c5bfe58ec2c1&back=1&geschaeftsnr=A+694&art=-0-1-2-3&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=0f3bda81986b4d0aaf68dd555b97c542&back=1&geschaeftsnr=P+693&art=-1&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1
https://www.lu.ch/-/klu/ris/cdws/document?fileid=91336b564c064ff2b5babe177802fdb6
https://www.lu.ch/-/klu/ris/cdws/document?fileid=91336b564c064ff2b5babe177802fdb6
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/867a
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/865c
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Betreuungssituationen. Komplexität zeigt sich in der Nichtlinearität von Pflegesituati-
onen, bei denen kleine Veränderungen zu grossen Auswirkungen führen können. Als 
Folge einer nicht ausreichend kontrollierbaren Komplexität entsteht Instabilität. Sie 
äussert sich in der mangelnden Kontrollierbarkeit schwerwiegender Symptome und 
Risiken für die Betroffenen. 
 
Die spezialisierte Langzeitpflege richtet sich primär an Menschen mit Multi- und 
Komorbidität und/oder mit psychischen Erkrankungen als Haupt- oder Nebendiag-
nose. Die Komplexität der Pflege- und Betreuungssituation wird insbesondere durch 
das Auftreten neuropsychiatrischer Symptome verstärkt. Diese Symptomatik führt zu 
einem erhöhten Belastungserleben bei allen Beteiligten, das heisst bei den Betroffe-
nen selbst, ihren Angehörigen und den Pflegenden. 

 
Abb. 1: Definition spezialisierte Pflege; aus: Brenner/Gattinger, Spezialisierte Langzeitpflege, Ein 
Modell zur Definition und Abgrenzung komplexer Pflege und Betreuungssituationen, in: Pflege-
recht 1/2025 S. 18 
 
Die Ziele der spezialisierten Langzeitpflege sind die Reduktion der Komplexität, die 
Förderung der Stabilität sowie eine Qualitätssteigerung. Komplexität kann reduziert 
werden, indem Herausforderungen, die aus der Vielschichtigkeit der Erkrankungen 
resultieren, durch massgeschneiderte Pflegeansätze gezielt adressiert werden. Um 
Stabilität zu fördern, braucht es verlässliche Strukturen und klar geregelte Prozesse, 
die dazu beitragen, Pflege- und Betreuungssituationen zu stabilisieren und das Be-
lastungserleben der Betroffenen zu reduzieren. 
 
Die spezialisierten Langzeitpflege wird in folgende drei Kategorien aufgeteilt: 

1. Psychiatrische Langzeitpflege und spezialisierte Betreuung. Bei diesem Ange-
bot handelt es sich um Langzeitplätze für Personen, bei denen eine individu-
alisierte Betreuung im Vordergrund steht. Der Grund dafür kann unterschied-
lich sein: psychische Behinderung (beispielsweise mit Verhaltensauffälligkei-
ten), dementielle Erkrankungen, Sinnesbehinderung.  
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2. Umfangreiche und komplexe somatische Langzeitpflege (bisher: spezialisierte 
Langzeitplätze für Menschen mit hohem und speziellem Pflegebedarf). Bei 
diesem Angebot handelt es sich um Plätze für Personen mit aufwendiger 
Pflege, die Spezialkenntnisse und teilweise eine spezifische Infrastruktur vo-
raussetzt. 

3. Spezialisierte Palliative Care. Das Angebot richtet sich an Personen ab 18 Jah-
ren, die sich in der End-of-Life-Phase befinden. Ihre Betreuung und Pflege 
können jedoch weder ambulant zu Hause noch integriert in einer allgemei-
nen Abteilung eines Pflegeheims in gleicher Form gewährleistet werden. 

 
Einrichtungen für Kinder und Jugendliche fallen nicht unter die Pflegeheimliste. Ihren 
speziellen Pflege- und Betreuungsbedürfnissen wird im Rahmen des Gesetzes über 
soziale Einrichtungen (SEG; SRL Nr. 894) Rechnung getragen. 
 
Menschen mit einer mittleren oder hohen Suchtlast haben einen individuell indizier-
ten Bedarf an Angeboten der Spezialversorgung. Sie können in allen oben aufge-
führten Kategorien vorkommen.  
 
Hingegen ist die Pflege und Betreuung von Menschen mit Demenz grundsätzlich 
dem Bereich der Grundpflege zuzuordnen. Gemäss § 4a BPV ist der Pflegebedarf seit 
1. Januar 2023 mit dem BESA Leistungskatalog 2020 oder dem RAI CH-Index 2016 
zu erfassen. Die Entwicklung dieser Erfassungsinstrumente diente unter anderem der 
besseren Abbildung der Leistungen bei der Pflege und Betreuung von an Demenz 
erkrankten Personen. Deren Anwendung führt im Vergleich zu den früheren Erfas-
sungsinstrumenten (BESA Leistungskatalog 2010 und RAI CH-Index 2011) insgesamt 
zu einer besseren Abgeltung der Demenzpflege durch die Krankenversicherer. Dar-
über hinaus werden Personen mit dementieller Erkrankung teilweise von der spezia-
lisierten Langzeitpflege, der psychiatrischen Langzeitpflege und spezialisierten Be-
treuung, erfasst.  
 
Mit der als Postulat erheblich erklärten Motion M 234 von Schärli Stephan über die 
Etablierung einer Finanzierung zertifizierter Hospize im Kanton Luzern vom 16. Juni 
2024 wurde der Regierungsrat aufgefordert, eine adäquate Finanzierung zertifizierter 
Hospize im Kanton Luzern mit einem neuen, der Spitalfinanzierung vergleichbaren 
Modell zu prüfen. Der Regierungsrat hielt in seiner Stellungnahme vom 11. Februar 
2025 fest, dass weiterhin eine gesamtschweizerisch einheitliche Lösung der Finanzie-
rung der Palliativ-Angebote (inklusive Hospize) vordringlich ist. Gleichzeitig schlug er 
vor, die Finanzierung der stationären Palliative Care zusammen mit anderen speziali-
sierten Leistungen der Langzeitpflege zu analysieren.  

2.2 Bestrebungen auf nationaler Ebene 
In Erfüllung der Motion 20.4264 der ständerätlichen Kommission für soziale Sicher-
heit und Gesundheit «Für eine angemessene Finanzierung der Palliative Care» vom 
19. Oktober 2025 veröffentlichte der Bundesrat am 25. Juni 2025 einen Bericht zur 
Finanzierung der Palliative Care. Er stellte fest, dass der Bedarf an Palliative Care 
schweizweit nicht gedeckt und das Angebot kantonal und regional unterschiedlich 
sei. Für das teilweise fehlende Angebot würden zum einen finanzielle Gründe beste-
hen, wie eine vermutlich nicht immer sachgerechte Vergütung der im Rahmen von 
Palliative Care erbrachten KVG-Leistungen und eine stark von privaten Mitteln ab-
hängige Finanzierung der Palliative Care-Leistungen ausserhalb des 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/867a
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=b263f799dbbb4a8d954bda24dcbdfb2a&back=1&geschaeftsnr=M+234&art=-0-1-2-3&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20204264
https://www.parlament.ch/centers/eparl/curia/2020/20204264/Bericht%20BR%20D.pdf
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Geltungsbereiches des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (KVG) vom 
18. März 1994 (SR 832.10). Zum anderen finde Palliative Care eine ungenügende Be-
rücksichtigung in der kantonalen Versorgungsplanung. Die Kompetenz des Bundes 
beschränke sich grundsätzlich auf die Regelung der Kranken- und Unfallversiche-
rung. Die Kantone seien für die Versorgung ihrer Bevölkerung mit Gesundheitsleis-
tungen (und damit auch mit Palliative Care) zuständig. Die Kantone hätten grund-
sätzlich die Möglichkeit, auch ausserhalb des KVG-Leistungskatalogs liegende Pallia-
tive Care-Leistungen zu finanzieren. Der Bundesrat empfiehlt den Kantonen daher zu 
prüfen, inwieweit solche Leistungen stärker durch die öffentliche Hand finanziert 
werden sollen und verweist darauf, dass einige Kantone bereits Massnahmen in 
diese Richtung ergriffen haben.  
 
Weiter verweist der Bundesrat auf die Änderung des KVG zur einheitlichen Finanzie-
rung der Leistungen vom 22. Dezember 2023 (EFAS; (BBl 2024 31). EFAS umfasst die 
Einführung einer neuen Finanzierungsregelung in der OKP auch für Pflegeleistungen 
und wird ab 2032 die bisherige Pflegefinanzierung ersetzen. Damit soll auch die Fi-
nanzierung der KVG-Leistungen verbessert werden, die im Bereich Palliative Care er-
bracht werden. Im Sinne einer Übergangsmassnahme bis zur Einführung einheitlich 
finanzierter Tarife für Pflegeleistungen solle für Pflegeleistungen, die im Rahmen der 
spezialisierten Palliative Care erbracht werden, eine Erhöhung des OKP-Beitrags ge-
mäss Artikel 7a der Verordnung des EDI über die Leistungen der obligatorischen 
Krankenpflegeversicherung (Krankenpflege-Leistungsverordnung, KLV) vom 29. Sep-
tember 1995 (SR 312.112.31) vorgesehen werden. Betreffend die Kostenübernahme 
von demenzspezifischen Pflegeleistungen durch die obligatorische Krankenpflege-
versicherung verweist der Bundesrat auf einen Antrag zur Anpassung der KLV, der 
derzeit im BAG in Bearbeitung ist (vgl. Bericht des Bundesrates vom 19. November 
2025, Betreuung von Menschen mit Demenz, Finanzierung verbessern, S. 32). 

2.3 Regelungen anderer Kantone 
Wie vom Bundesrat ausgeführt, haben einige Kantone bereits Massnahmen zur stär-
keren Finanzierung von Leistungen ergriffen, die ausserhalb des KVG-Leistungsum-
fangs für Pflegeleistungen liegen. Nachfolgend werden die geprüften Optionen hin-
sichtlich Planung, Steuerungen und Finanzierung der spezialisierten Langzeitpflege 
dargestellt. 

2.3.1 Kanton Basel-Landschaft 
Der Kanton Basel-Landschaft regelt in § 15bbis seines Einführungsgesetzes zum Bun-
desgesetz über die Krankenversicherung (EG KVG) vom 25. März 1996 (SGS Nr. 362) 
die Abgeltung von pflegerischem Mehraufwand (vgl. Vorlage 2017-139 vom 4. April 
2017 zum Altersbetreuungs- und Pflegegesetz, S. 29). Seit 1. Januar 2018 wird der 
Mehrbedarf durch den Kanton abgegolten, wenn der Pflegebedarf eines Bewohners 
oder einer Bewohnerin eines Pflegeheims in medizinisch begründeten Einzelfällen 
denjenigen der höchsten Pflegestufe übersteigt (Abs. 1). Diese Abgeltung erfordert 
eine vorgängige Überprüfung des Pflegebedarfs durch die zuständige Direktion 
(Abs. 2).  
 
Gemäss § 1bis der Verordnung über die Finanzierung von Pflegeleistungen vom 
22. Februar 2011 (SGS Nr. 362.14) wird jener Pflegebedarf vom Kanton abgegolten, 
welcher 240 Minuten pro Tag übersteigt. Die Abgeltung erfolgt nach dem Stunden-
ansatz, den die Versorgungsregion für das Alters- und Pflegeheim verfügt hat 

https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1995/1328_1328_1328
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1995/1328_1328_1328
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2024/31/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1995/4964_4964_4964/de
https://www.bag.admin.ch/dam/de/sd-web/EvuNqVSJ5BWm/Bericht%20Po.%2022.3867%20SGK-N%20Finanzierung%20Betreuung%20von%20Menschen%20mit%20Demenz_DE.pdf
https://bl.clex.ch/app/de/texts_of_law/362
https://baselland.talus.ch/de/dokumente/geschaeft/e5e1bdc6db1440579ed590b7ccfa6f64-332
https://bl.clex.ch/app/de/texts_of_law/362.14
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(Abs. 1). Diese Mehrkosten werden vom Kanton getragen (Abs. 2). Für die Restfinan-
zierung der grundversorgenden Krankenpflege sind die Gemeinden zuständig (§ 15a 
EG KVG).  

2.3.2 Kanton St. Gallen 
Die Stimmbevölkerung des Kantons St. Gallen hat am 24. November 2024 einen 
Nachtrag zum Sozialhilfegesetz (Förderung und Finanzierung Spezialpflegeangebo-
ten) mit einem Ja-Stimmenanteil von 85 Prozent angenommen (www.sg.ch). Mit die-
ser neuen Regelung wurden identifizierte Lücken im Angebot und in der Finanzie-
rung der spezialisierten Langzeitpflege geschlossen und per 1. Januar 2025 sowohl 
ein Planungsinstrument für die Bereitstellung von Angeboten als auch eine ausrei-
chende Finanzierungsgrundlage für die spezialisierte Langzeitpflege geschaffen. Zur 
spezialisierten Langzeitpflege zählen gemäss Art. 28 Abs. 3 des Sozialhilfegesetzes 
(SHG) vom 27. September 1998 (sGS Nr. 381.1) die Gerontopsychiatrie, die Schwerst- 
und komplexe Pflege und die spezialisierte palliative Pflege. Erfasst werden sowohl 
spezialisierte Pflegeeinrichtungen als auch Plätze für die spezialisierte Pflege in an-
deren stationären Einrichtungen zur Betreuung und Pflege von Betagten. 
 
Grundsätzlich haben die Gemeinden für ein bedarfsgerechtes Angebot an Plätzen in 
stationären Einrichtungen zur Bereuung und Pflege von Betagten zu sorgen (Art. 28 
Abs. 1 SHG) und sie sind für die Finanzierung des Grundangebots zuständig. 
 
Die Bedarfsermittlung, Angebotsplanung und Förderung der spezialisierten Pflege 
ist Sache des Kantons (Art. 28 Abs. 3 und 4, 29 Abs. 2 SHG). Spezialisierte Pflegeein-
richtungen haben Qualitätsanforderungen zu erfüllen, die über die qualitativen Min-
destanforderungen für stationäre Einrichtungen für Betagte hinausgehen (Art. 30a 
SHG), und sie erhalten für ihren Zusatzaufwand Beiträge vom Kanton. Die Beiträge 
werden durch Verordnung festgelegt und nach Aufenthaltstagen von Personen mit 
Wohnsitz im Kanton St. Gallen bemessen (Art. 30b SHG).  
 
Für den gerontopsychiatrischen Bereich rechnete der Kanton St. Gallen mit unge-
deckten Kosten von 40 Franken pro Person und Tag, die hauptsächlich auf Betreu-
ungsleistungen sowie baulichen Massnahmen zurückzuführen seien. Für die 
Schwerst- und komplexe Pflege wurde mit ungedeckten Kosten von 180 Franken pro 
Person und Tag gerechnet, insbesondere aufgrund von Pflegeleistungen, die über 
die Pflegestufe 12 hinausgehen. Im Bereich der spezialisierten palliativen Pflege 
wurde der Mehraufwand bei der Pflege, der Betreuung und bei Vorhalteleistungen in 
der Gesetzesbotschaft auf 280 Franken pro Person und Tag geschätzt (Botschaft und 
Entwurf der Regierung vom 24. Oktober 2023, S. 13 f.).  

2.3.3 Kanton Zürich 
Im Kanton Zürich wird die Planung der Pflegeheimbetten neu in Versorgungsregio-
nen vorgenommen. Es wird eine neue Pflegeheimliste erstellt, in der zwischen Betten 
der allgemeinen und der spezialisierten Langzeitpflege unterschieden wird 
(www.zh.ch). Unter die spezialisierten Langzeitpflege fallen IFEG[Bundesgesetz über 
die Institutionen zur Förderung der Eingliederung von invaliden Personen]-Institutio-
nen mit Pflegebetten, die somatische Komplexpflege, die spezialisierte Palliative Care 
sowie die spezialisierte Psychiatriepflege (Provisorischer Versorgungsbericht Januar 
2025, S. 23). 

https://bl.clex.ch/app/de/texts_of_law/362
https://www.ratsinfo.sg.ch/gremium/468/geschaefte/5883#documents
https://www.gesetzessammlung.sg.ch/app/de/texts_of_law/381.1
https://www.gesetzessammlung.sg.ch/app/de/texts_of_law/381.1
https://www.ratsinfo.sg.ch/gremium/468/geschaefte/5883?documentId=23792&documentTitle=Botschaft%20und%20Entwurf%20der%20Regierung%20vom%2024.%20Oktober%202023&documentUrl=%2Fmedia%2Fdocuments%2Fpublished%2F027e4662-bcbe-4b39-96d5-46ec98b621bf_o9nw5O8.pdf#documents
https://www.zh.ch/de/gesundheit/heime-spitex/projekt-pflegeheimbettenplanung.html
https://www.zh.ch/content/dam/zhweb/bilder-dokumente/themen/gesundheit/gesundheitsversorgung/heime_spitex/projekt-pflegheimbettenplanung/Pflegeheimbettenplanung%202027%20Provisorischer%20Versorgungsbericht.pdf
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Der Kanton definiert mittels Versorgungsplanung die spezialisierten Versorgungsbe-
reiche, plant die erforderlichen Kapazitäten und koordiniert die Angebote. Sofern die 
kantonale Planungsbandbreite unterschritten wird, haben die Versorgungsregionen 
unter Leitung der Gesundheitsdirektion und unter Einbezug der Pflegeheime nach 
Lösungen für einen Ausbau der Versorgungskapazitäten zu suchen.  
 
Die Finanzierung der Angebote der spezialisierten Langzeitpflege (mit Ausnahme 
der Institutionen nach dem Bundesgesetz über die Institutionen zur Förderung der 
Eingliederung von invaliden Personen [IFEG] vom 6. Oktober 2006 [SR 831.26]) rich-
ten sich nach den bundesrechtlichen und kantonalen Finanzierungsgrundsätzen: 
Pflegeleistungen werden von der obligatorischen Krankenpflegeversicherung, den 
Bewohnenden und den Gemeinden finanziert. Die von den Gemeinden zu tragenden 
Pflegerestkosten sind im Kanton Zürich grundsätzlich nicht begrenzt (Provisorischer 
Versorgungsbericht Januar 2025, S. 11 ff.). 

3 Ambulante Pflege durch Angehörige 

3.1 Rechtliche Ausgangslage und Problemstellung 
Die obligatorische Krankenpflegeversicherung unterscheidet gemäss Artikel 7 Ab-
satz 2 KLV zwischen drei verschiedenen Leistungsarten:  
‒ Massnahmen der Abklärung, Beratung und Koordination (lit. a),  
‒ Massnahmen der Untersuchung und Behandlung (lit. b), 
‒ Massnahmen der Grundpflege (lit. c).  
Zu den Massnahmen der Grundpflege gehören beispielsweise die Hilfe bei Mund- 
und Körperpflege, Anziehen von Kompressionsstrümpfen sowie Mobilisieren und La-
gern.  
 
Die Kosten für diese Pflegeleistungen werden von den Krankenversicherern, der pfle-
gebedürftigen Person und von der öffentlichen Hand finanziert (Art. 25a Abs. 1, 4 
und 5 KVG). Der Beitrag der Krankenversicherer ist dabei in Abhängigkeit der Leis-
tungsart schweizweit einheitlich festgelegt und beträgt für die Grundpflege 52.60 
Franken pro Stunde (Art. 7a Abs. 1c KLV). Die nicht durch den Beitrag der Kranken-
versicherer gedeckten Kosten trägt die pflegebedürftige Person bis maximal 15.35 
Franken pro Tag selbst (§ 5 BPG). Die vom Versicherer und durch die Kostenbeteili-
gung der versicherten Person nicht gedeckten Pflegekosten hat im Kanton Luzern 
die Wohngemeinde zu übernehmen (Restfinanzierung, § 6 BPG). 
 
Im Jahr 2006 hat das eidgenössische Versicherungsgericht (heute Teil des Bundesge-
richts) entscheiden, dass unter gewissen Voraussetzungen die von Angehörigen er-
brachten Pflegeleistungen von der obligatorischen Krankenpflegeversicherung zu 
vergüten sind. Diese Personengruppe werde weder durch Gesetz noch durch Verord-
nung von der Tätigkeit als Spitex-Angestellte im Bereich der Grundpflege ausge-
schlossen. (Urteil K 156/04 des eidgenössischen Versicherungsgerichts vom 21. Juni 
2006).  
 
2019 bestätigte das Bundesgericht diese Rechtsprechung: Von Angehörigen er-
brachte Grundpflege-Leistungen können zulasten der OKP abgerechnet werden, 
wenn die pflegenden Angehörigen bei einer Spitex-Organisation angestellt sind. Das 
Bundesgericht hält fest, dass die pflegenden Angehörigen dafür keine pflegerische 
Ausbildung benötigen, jedoch von einer Spitex-Organisation angestellt sein müssen, 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/802/de
https://www.zh.ch/content/dam/zhweb/bilder-dokumente/themen/gesundheit/gesundheitsversorgung/heime_spitex/projekt-pflegheimbettenplanung/Pflegeheimbettenplanung%202027%20Provisorischer%20Versorgungsbericht.pdf
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1995/4964_4964_4964
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1995/1328_1328_1328
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1995/4964_4964_4964
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/867
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?highlight_docid=aza%3A%2F%2F21-06-2006-K_156-2004&lang=de&type=show_document&zoom=YES&
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die zu ihrer Aufsicht diplomiertes Pflegefachpersonal beschäftigt. Die Untersu-
chungs- und Behandlungspflege sei hingegen als medizinische Hilfeleistung zu qua-
lifizieren. Diesbezüglich sei eine Überwachung der Leistungserbringung durch den 
Hausarzt und die Spitex-Organisation nicht ausreichend. Vielmehr sei für die Be-
handlungspflege zulasten der OKP eine pflegerische Grundausbildung erforderlich 
(BGE 145 V 161).  
 
Seither haben sich zahlreiche Spitex-Organisationen auf die Anstellung pflegender 
Angehöriger spezialisiert. Die Anzahl Stunden der von pflegenden Angehörigen zu-
lasten der obligatorischen Krankenpflegeversicherung abgerechneten Grundpflege-
leistungen hat sich im Zeitraum 2022–2024 schweizweit mehr als versechsfacht auf 
rund eine Million Stunden. Dieses Gesamtvolumen multipliziert mit dem Beitrag der 
obligatorischen Krankenpflegeversicherung für eine Stunde Grundpflege von 52.60 
Franken ergibt ein Kostenvolumen von knapp 55 Millionen Franken zu Lasten der 
Krankenversicherung. Die Einnahmen der Spitex-Organisation betragen durch-
schnittlich 80 Franken pro Stunde. Diesen stehen Lohnkosten von durchschnittlich 
39 Franken pro Stunde gegenüber (vgl. Bericht des Bundesrates vom 15. Oktober 
2025, Pflegeleistungen von Angehörigen im Rahmen der obligatorischen Kranken-
pflegeversicherung, S. 6). Diese Feststellungen sowie Analysen aus anderen Kanto-
nen weisen auf hohe Gewinne einzelner Anbieter hin (www.gl.ch). Organisationen, 
die ausschliesslich pflegende Angehörige anstellen, erhalten von den Krankenversi-
cherern und Gemeinden die gleichen Tarife wie andere Spitex-Organisationen, ob-
wohl sie weniger betriebliche Aufwendungen haben. So entfallen beispielsweise die 
Wegkosten sowie die Kosten für die administrative Einsatzplanung und die kontinu-
ierliche Weiterbildung des Fachpersonals. Die finanzielle Gleichstellung pflegender 
Angehöriger mit professionellen Pflegekräften führt zudem zu einer Abwertung des 
Pflegeberufs und der Pflegequalität. Dadurch werden grundlegende Fragen zu Fair-
ness, zur Qualitätssicherung in der Pflege und zum Kostenwachstum in der Pflegefi-
nanzierung aufgeworfen. 
 
Mit Stellungnahme vom 28. April 2026 beantragt der Regierungsrat dem Kantonsrat 
die teilweise Erheblicherklärung des Postulats P 716 von Ursprung Jasmin und Mit. 
über transparente und faire Spitex-Tarife bei pflegenden Angehörigen vom 23. März 
2026. Er anerkennt die Notwendigkeit einer Gesetzesänderung und erklärt sich be-
reit, im Rahmen der vorliegenden Teilrevision des BPG eine Verschärfung der Rege-
lungen zu prüfen. Zudem sind zwei weitere Vorstösse zum Thema der Angehörigen-
pflege im Kantonsrat hängig (Anfrage A 671 von Schärli Stephan und Mit. über ex-
plodierende Kosten bei der Angehörigenpflege vom 26. Januar 2026; Anfrage A 694 
von Engler Pia und Mit. über die Herausforderungen in der Angehörigenpflege vom 
27. Januar 2026). 

3.2 Bestrebungen auf nationaler Ebene 
In Erfüllung verschiedener parlamentarischer Vorstösse hat der Bundesrat am 15. Ok-
tober 2025 den Bericht «Pflegeleistungen von Angehörigen im Rahmen der obliga-
torischen Krankenpflegeversicherung» verabschiedet. Er hält fest, dass pflegende 
Angehörige eine wichtige Stütze für unsere Gesellschaft wie auch für unser Gesund-
heitssystem darstellen. Zentral sei, dass pflegende Angehörige ausreichend qualifi-
ziert seien und durch die Organisation adäquat begleitet und überwacht werden zur 
Sicherstellung der Qualität. Auf Bundesebene bestehe jedoch kein rechtlicher Hand-
lungsbedarf. Insbesondere die Kantone würden über die notwendigen Instrumente 

https://search.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=9C_187%2F2019+&highlight_docid=atf%3A%2F%2F145-V-161%3Ade&azaclir=aza
https://www.bag.admin.ch/dam/de/sd-web/TODPM1JGU4lH/Bericht%20BR%2020251015%20Pflegende%20Angeh%C3%B6rige.pdf
https://www.gl.ch/public/upload/assets/62314/Antrag%20RR%20-%20%C3%84nderung%20PBV%20%28Vernehmlassungsvorlage%29.pdf?fp=1
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=c6a6ff917a1946b7a8b61e9fc91e0bf0&back=1&text=ursprung&art=-1&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=f94676b05543487696a39670fd8fc3c5&back=1&geschaeftsnr=A+671&art=-0-1-2-3&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=5d73e7cb14744f3aa748c5bfe58ec2c1&back=1&geschaeftsnr=A+694&art=-0-1-2-3&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1
https://www.bag.admin.ch/dam/de/sd-web/TODPM1JGU4lH/Bericht%20BR%2020251015%20Pflegende%20Angeh%C3%B6rige.pdf
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verfügen, um sicherzustellen, dass die gesetzlichen Anforderungen an die Wirt-
schaftlichkeit und Qualität eingehalten werden. Sie könnten im Rahmen der Zulas-
sung Vorschriften zur Ausbildung und zum erforderlichen Fachpersonal vorsehen 
und im Rahmen ihrer Aufsichtspflicht überprüfen, ob die Organisationen die Zulas-
sungsbedingungen dauerhaft einhalten. Mit einer differenzierten, das heisst sachge-
rechten und wirtschaftlichen Restfinanzierungsregelung könnten die Kantone die 
Gesamtvergütung für die von Angehörigen erbrachten Pflegeleistungen begrenzen 
und so grundsätzlich unangemessen hohe Profite verhindern.  
 
Die Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates (SGK-S) hat am 
27. Januar 2026 zwei Motionen eingereicht, die den Bundesrat beauftragen, gesetzli-
che Grundlagen anzupassen, um die von pflegenden Angehörigen erbrachten 
Grundpflegeleistungen zu definieren und die Vergütung durch die obligatorische 
Krankenpflegeversicherung spezifisch festzulegen (Motion 26.3012) und den Kanto-
nen mehr Instrumente für die Qualitätssicherung und stärkere Planungsbefugnisse 
im Rahmen des Zulassungsverfahrens von Spitex-Organisationen zu erteilen (Motion 
26.3013). Beide Motionen hat der Bundesrat zur Ablehnung empfohlen. Vom Stän-
derat wurden sie angenommen. 
 
Spitex Schweiz hält fest, dass angesichts des demografischen Wandels und des wach-
senden Pflegebedarfs die Rolle der pflegenden Angehörigen weiter an Bedeutung 
zunehme. Damit die Anstellung von pflegenden Angehörigen zu einer nachhaltigen 
Entlastung für das Pflegesystem führe, müssten jedoch in Anlehnung an die Admi-
nistrativverträge (Vereinbarung zwischen den Versicherern und den Spitex-Verbän-
den) klare, verbindliche und schweizweit einheitliche Rahmenbedingungen geschaf-
fen werden. Gefordert werden eine einheitliche Definition des Kreises der pflegen-
den Angehörigen, Vorgaben zur Qualifikation und Begleitung, massgeschneiderte 
und faire Anstellungsbedingungen sowie eine faire Finanzierung. Wobei die Finan-
zierung von Pflegeleistungen klar von der Finanzierung allfälliger Betreuungsleistun-
gen zu trennen sei (Positionspapier Spitex Schweiz zur Anstellung pflegender Ange-
höriger). Die Administrativverträge von Spitex Schweiz mit den Krankenversicherern 
schliessen eine Anstellung von pflegenden Angehörigen ohne fachliche Ausbildung 
aus. 
 
Auch Association Spitex privée Suisse (ASPS) anerkennt die Angehörigenpflege als 
eine Entlastung des Fachkräftemangels und Stärkung der häuslichen Versorgung. 
Der Verband hat per 1. Januar 2026 einen Code of Conduct zum Thema pflegende 
Angehörige erlassen. Dadurch seien sowohl die Einhaltung definierter Qualitätsstan-
dards als auch ein professionelles Care Management gewährleistet (ASPS-Position 
zur Angehörigenpflege).  
 
Spitex Schweiz und ASPS haben mit den Krankenversicherern seit 2023 Vorgaben zur 
Anstellung beziehungsweise Begleitung von pflegenden Angehörigen vertraglich 
vereinbart (Administrativverträge). So müssen pflegende Angehörige, welche sich 
von der Spitex anstellen lassen möchten, zwingend einen Kurs in Pflegehilfe oder 
eine gleichwertige Ausbildung vorweisen beziehungsweise innerhalb eines Jahres 
absolvieren. Die Spitex-Organisation muss sicherstellen, dass eine Pflegefachperson 
die pflegenden Angehörigen laufend fachlich begleitet. Mindestens alle zwei Wo-
chen hat ein telefonischer Kontakt stattzufinden und mindestens einmal im Monat 
ein Besuch vor Ort. Die Administrativverträge von Spitex Schweiz und die ASPS sind 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263012
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263013
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263013
https://www.spitex-instrumente.ch/vertraege/administrativvertraege
https://www.spitex-instrumente.ch/vertraege/administrativvertraege
https://www.spitex.ch/_Resources/Persistent/5/f/4/a/5f4a9d5883f879fc411cb9a9beeecbad690cd317/2025_09_16_positionspapier_anstellung_pflegende_angehoerige_de.pdf
https://spitexprivee.swiss/images/docs/03_downloads/01_public/03_pflegende_Angehoerige/ASPS_Code%20of%20Conduct%20Angehorigenpflege_DE_20251029.pdf
https://spitexprivee.swiss/images/docs/04_medien/2025/2025-07-30_Positionspapier_Angehorigenpflege_DE_def.pdf
https://www.spitex-instrumente.ch/vertraege/administrativvertraege
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allerdings für die Spitex-Organisationen erst dann verbindlich, wenn sie diesen bei-
treten. Selbst eine Mitgliedschaft bei Spitex Schweiz oder ASPS führt zu keiner auto-
matischen Geltung und überdies ist eine Mitgliedschaft keine Voraussetzung für die 
Zulassung einer Spitex-Organisation. Die Administrativverträge vermögen deshalb 
mangels Allgemeinverbindlichkeit eine gesetzliche Regelung nicht zu ersetzen. 

3.3 Regelungen anderer Kantone 

3.3.1 Kanton Basel-Landschaft 
Der Kanton Basel-Landschaft hat per 1. Januar 2026 tiefere Normkosten für ambu-
lante Pflegeleistungen, die von einer Inhouse-Spitex oder pflegenden Angehörigen 
erbracht werden, festgelegt (§ 1b Verordnung über die Finanzierung von Pflegeleis-
tungen vom 22. Februar 2011; SGS Nr. 362.14). Spitex-Organisationen, die pflegende 
Angehörige beschäftigen, dürfen in der ersten Stunde für Massnahmen der Grund-
pflege 64.75 Franken (Abs. 1 lit. c) und ab der zweiten Stunde 57.10 Franken pro 
Stunde (Abs. 2 lit. c) abrechnen. Diese Normkosten können nur abgerechnet werden, 
wenn die Spitex-Organisation eine Qualitätsnachweis erbracht hat. Ohne diesen be-
steht kein Anspruch auf eine Finanzierung der Pflegeleistungen durch die Gemeinde 
oder den Kanton. Die ungedeckten Kosten dürfen diesfalls auch nicht der versicher-
ten Person in Rechnung gestellt werden. Die Spitex-Organisation darf in diesen Fäl-
len also höchstens den Krankenkassenbeitrag für Grundpflegeleistungen von 52.60 
Franken pro Stunde abrechnen. Die Normkosten für die übrigen ambulanten Leis-
tungserbringer der Grundpflege liegen für die erste Stunde bei 83.40 Franken und 
ab der zweiten Stunde bei 75.75 Franken. 
 
Ebenfalls seit dem 1. Januar 2026 müssen Organisationen, die pflegende Angehörige 
beschäftigen, als Nachweis der Qualitätssicherung das Ergebnis des qualivistaambu-
lant Audits einreichen (§ 6a Altersbetreuungs- und Pflegeverordnung [APV] vom 
20. März 2018; SGS Nr. 941.11). Qualivista ist ein Qualitätssicherungsinstrument für 
die Langzeitpflege. Das Qualitätsmanual kann sowohl als Selbst- als auch als Fremd-
bewertung eingesetzt werden.  

3.3.2 Kanton Glarus 
Auch der Kanton Glarus hat per 1. Januar 2026 einen separaten Tarif für Pflegeleis-
tungen von Angehörigen und Qualitätsvorgaben eingeführt (www.gl.ch). Für die 
Pflegeleistungen von pflegenden Angehörigen wurde ein Tarif von 61.40 Franken 
beziehungsweise ein Restfinanzierungsbeitrag von 8.80 Franken (vor Abzug der Pati-
entenbeteiligung) festgelegt (Art. 31 Absatz 3a Pflege- und Betreuungsverordnung 
[PBV] vom 29. November 2022; GS VIII A/1/6). Bei der Tariffestsetzung wurde unter 
anderem eine Bottom-up-Rechnung vorgenommen, ausgehend von einem Stunden-
lohn (inklusive Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeiträge und Ferienzuschläge) von 
35.30 Franken, entsprechend dem Assistenzbeitrag der Invalidenversicherung für Hil-
feleistungen, die keine besondere Qualifikation erfordern (Art. 39f Abs. 1 Verord-
nung über die Invalidenversicherung [IVV] vom 17. Januar 1961; SR 831.201). Das Er-
gebnis dieser Berechnung, 54.75 Franken, wurde aufgrund eines interkantonalen 
Vergleichs auf 61.40 erhöht (Vernehmlassungsvorlage vom 18. September 2025, 
S. 6 ff.).  
 
Zur Sicherstellung der Qualität der Pflegeleistungen der Angehörigen wurden Vor-
gaben zur Begleitung der Angehörigen geschaffen. Gemäss Artikel 8a PBV hat eine 

https://bl.clex.ch/app/de/texts_of_law/362.14/versions/4380
https://bl.clex.ch/app/de/texts_of_law/941.11
https://www.gl.ch/public-newsroom.html/31/newsroomnews/14005/title/pflegeleistungen-von-angeh%C3%B6rigen-kanton-regelt-tarif-und-qualit%C3%A4tsvorgaben
https://gesetze.gl.ch/app/de/texts_of_law/VIII-A.1.6
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1961/29_29_29
https://www.gl.ch/public/upload/assets/62314/Antrag%20RR%20-%20%C3%84nderung%20PBV%20%28Vernehmlassungsvorlage%29.pdf?fp=1
https://gesetze.gl.ch/app/de/texts_of_law/VIII-A.1.6
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fallverantwortliche Pflegefachperson die Bezugsperson umfassend zu instruieren 
und kontinuierlich fachlich zu begleiten, in der Erbringung sowie Dokumentation der 
Pflegeleistungen anzuleiten sowie in regelmässigen Abständen zu beaufsichtigen. 
Mindestens alle zwei Wochen hat ein telefonischer Kontakt stattzufinden und min-
destens einmal monatlich ein Besuch vor Ort (Abs. 1). Ausserdem hat die Bezugsper-
son der fallverantwortlichen Pflegefachperson unverzüglich alle wesentlichen Verän-
derungen der Pflegesituation zu melden (Abs. 2). Eine fallverantwortliche Pflegefach-
person darf bei einem Pensum von 100 Prozent höchstens 24 Bezugspersonen be-
gleiten und überwachen. Bei einem niedrigeren Pensum reduziert sich die Zahl der 
beaufsichtigten Bezugspersonen entsprechend (Abs. 3). 

3.3.3 Kanton St. Gallen 
Im Kanton St. Gallen ist derzeit eine Totalrevision des Gesundheitsgesetzes (GesG) 
vom 28. Juni 1979 (sGS 311.1) hängig (www.sg.ch). Im Rahmen dieser Revision soll 
mit einem neuen Artikel 17e des Gesetzes über die Pflegefinanzierung (PFG) vom 
13. Februar 2011 (sGS 331.2) die gesetzliche Voraussetzung für abgestufte Restkos-
ten geschaffen werden, die sich nach der fachlichen Qualifikation des eingesetzten 
Pflegepersonals, der Dauer des Anfahrtsweges zu den Patientinnen und Patienten 
sowie den Betriebszeiten der Leistungserbringer richten. Damit könne unter ande-
rem die spezifische Situation der pflegenden Angehörigen berücksichtigt werden.  
 
Derzeit wird eine Datenerhebung bei den öffentlichen und privaten Spitex-Betrieben 
sowie selbstständigen Pflegefachpersonen durchgeführt, um anschliessend differen-
zierte Normkostenansätze für die Pflegeleistungen gemäss Artikel 7 Absatz 2 Buch-
staben a-c KLV ermitteln zu können (Bericht und Entwurf des Gesundheitsdeparte-
ments vom 4. September 2025, S. 46). 

3.3.4 Kanton Zürich 
Die Gesundheitskonferenz Kanton Zürich (GeKoZH) hat im Januar 2026 die Ergeb-
nisse einer Analyse der Kostendaten von privaten Spitex-Firmen ohne kommunalen 
Leistungsauftrag veröffentlicht. Diese hat ergeben, dass 80 Prozent der geprüften 
Firmen die kantonalen Vorgaben zur Berechnung der Pflegekosten nicht einhalten, 
teilweise zu hohe Pflegevollkosten deklariert, sehr hohe Geschäftsleitungslöhne aus-
gerichtet und hohe Gewinne erzielt werden (Analyse von Kostendaten vom 26. No-
vember 2025). 
 
Per 1. Januar 2026 hat der Kanton Zürich nun tiefere Restfinanzierungsbeiträge für 
die von pflegenden Angehörigen erbrachten Grundpflegeleistungen festgesetzt 
(68.36 Franken pro Stunden). Die Normkosten für die Grundpflege durch Angehörige 
liegen damit im Kanton Zürich rund 53 Prozent unter den Normkosten für die 
Grundpflege der beauftragten Spitex-Institutionen (146.62 Franken) und rund 
16 Prozent unter den Normkosten für die Grundpflege der nicht-beauftragten Spi-
tex-Organisationen (81.82 Franken; vgl. Kreisschreiben des Amts für Gesundheit vom 
28. August 2025, Beilage 2). 

4 Planungs- und Versorgungsregionen 

4.1 Ausgangslage und Handlungsbedarf 
Gemäss § 2b Absatz 3 BPG bilden die Gemeinden für die Pflegeheimplanung maxi-
mal sechs geografisch zusammenhängende Planungsregionen. Der erweiterte, 

https://www.gesetzessammlung.sg.ch/app/de/texts_of_law/311.1
https://www.sg.ch/news/sgch_allgemein/2025/09/totalrevision-gesundheitsgesetz.html
https://www.gesetzessammlung.sg.ch/app/de/texts_of_law/331.2
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1995/4964_4964_4964/de
https://www.sg.ch/news/sgch_allgemein/2025/09/totalrevision-gesundheitsgesetz/_jcr_content/Par/sgch_downloadlist/DownloadListPar/sgch_download_50398187.ocFile/RRB_2025_650_8.1_Beilage%202_Botschaft%20Gesundheitsgesetz%20Null-Lesung%20(1).pdf
https://geko-zh.ch/publikationen/eigene-publikationen?task=download.send&id=506:gekozh-bericht-analyse-von-kostendaten-nicht-beauftragter-spitex-organisationen&catid=73
https://www.zh.ch/content/dam/zhweb/bilder-dokumente/themen/gesundheit/gesundheitsversorgung/heime_spitex/pflegefinanzierung/normdefizit/2025/Kreisschreiben%20Normdefizite%202026%20und%20Rechnungslegung.pdf
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/867
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koordinative Auftrag der Planungsregionen entstammt den Zielen des Altersleitbild 
2010 beziehungsweise der Alterspolitik als kommunaler Aufgabe. Aktuell bestehen 
fünf Planungsregionen: Luzern, Seetal, Sursee, Willisau und Entlebuch.  
 
Der Regierungsrat wurde mit der Überweisung des Postulats P 101 von Daniel Rütti-
mann über die zukünftige Rolle und Aufgabendefinition der Planungsregionen im 
Kanton Luzern vom 4. Dezember 2023 beauftragt zu prüfen, wie die Aufgaben und 
Zuständigkeiten der aktuell fünf Planungsregionen verbindlicher definiert werden 
können. Zur Begründung wurde im Postulat ausgeführt, dass die Planungsregionen 
derzeit keinen konkreten und messbaren Auftrag haben. Die Aufgaben in der Ge-
sundheits- und Alterspolitik für die Gemeinden aller Planungsregionen lasse sich zu-
künftig nicht mehr auf die Bettenplanung in Pflegeheimen reduzieren. Viele Themen 
müssten ganzheitlich und weitgreifend betrachtet und angegangen werden. Es sei 
offensichtlich und zeige sich vermehrt, dass Kooperationen für Gemeinden und Insti-
tutionen nötig werden. Der Kantonsrat hat das Postulat, im Sinne der Empfehlung 
des Regierungsrates, teilweise erheblich erklärt.  
 
Der Regierungsrat hat sich mit der aktuellen Kantonsstrategie und dem Legislatur-
programm zur Sicherstellung einer qualitativ hochstehenden Gesundheitsversor-
gung zu tragbaren Kosten bekannt (Planungsbericht B 1 vom 4. Juli 2023). Der Fach-
kräftemangel und der Kostendruck sind in der Gesundheitsversorgung deutlich spür-
bar. Um diesen Herausforderungen zu begegnen, hat der Regierungsrat im aktuellen 
Planungsbericht über die Gesundheitsversorgung im Kanton Luzern die Vision for-
muliert, dass regionale Gesundheitsnetzwerke und -zentren die Basis für die inte-
grierte Gesundheitsversorgung darstellen sollen (Planungsbericht B 36 vom 19. Au-
gust 2024). 
 
Der Grundlagenbericht zur Versorgungsplanung Langzeitpflege im Kanton Luzern 
2026–2035 hält fest, dass die Planungsregionen Alterspolitik die im Betreuungs- und 
Pflegegesetz verankerte Planungs- und Steuerungsfunktion zusammen mit dem 
Kanton derzeit nicht ausreichend wahrnehmen können. Die Planungsregionen sollen 
gestärkt und so die Versorgung interdisziplinär besser koordiniert und die spezifi-
schen Bedürfnisse der jeweiligen Region besser berücksichtigt werden. Das Gesund-
heits- und Sozialdepartement (GSD) und der Verband der Luzerner Gemeinden (VLG) 
haben zur Stärkung und Weiterentwicklung der Planungsregionen ein gemeinsames 
Projekt lanciert. Dabei sollen auch die räumlich-geografische Festlegung der Regio-
nen überprüft werden.  

4.2 Zielbild der Planungs- und Versorgungsregionen 
Im Rahmen des Projekts zur Stärkung und Weiterentwicklung der Planungsregionen 
wurden folgende Wirkungen der Planungs- und Versorgungsregionen (PVR) für die 
integrierte Gesundheitsversorgung definiert: 
‒ Kanton, Gemeinden und Leistungserbringer vernetzen sich, um die regionale Ge-

sundheitsversorgung im Sinne der Strategie der integrierten Gesundheitsversor-
gung Luzern (IGeL) gemeinsam zu planen und zu steuern 

‒ Die Angebote der Gesundheitsversorgung innerhalb einer PVR sind inventarisiert, 
aufeinander abgestimmt und bedarfsgerecht weiterentwickelt. Synergien werden 
genutzt, Doppelspurigkeiten vermieden beziehungsweise abgebaut. 
 

https://www.lu.ch/kr/Parlamentsgeschaefte/detail?ges=5a414395d1a94fcca41d44afd6eb6c49
https://www.lu.ch/-/klu/ris/cdws/document?fileid=c9c75f407a8e4dddbe05ec181659acdd
https://www.lu.ch/-/klu/ris/cdws/document?fileid=b8c5c99f4ab9466b857e3c442e37069b
https://disg.lu.ch/-/media/DISG/Dokumente/Publikationen/Bericht_zur_Versorgungsplanung_Langzeitpflege_2026_2035.pdf?rev=e2d2b0fe82714a8485d4098a47c508c4
https://integrierte-gesundheitsversorgung.lu.ch/
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Damit diese Wirkungen erzielt werden können, wurden folgende Aufgaben der Pla-
nungs- und Versorgungsregionen identifiziert: 
‒ Institutionalisierte Vernetzung und Zusammenarbeit zwischen Behörden und Leis-

tungserbringer, 
‒ Planung und Steuerung der Angebote der Gesundheitsversorgung im Rahmen 

der rechtlichen Zuständigkeiten, 
‒ Koordination der Weiterentwicklung der Angebote, 
‒ Bereitstellung relevanter Informationen zur regionalen Gesundheitsversorgung 

(Erhebung von Angebot, Bedarf sowie Projekten/Initiativen, weitere Unterlagen 
zur Planung und Steuerung), 

‒ Stellungnahme zur Aufnahme von Leistungserbringern in die Pflegeheimliste, 
‒ Stellungnahme zu Projektanträgen im Rahmen des Förderprogramms IGeL ans 

GSD. 
 
Im Rahmen des Projekts wurden auch erste Ideen für die Organisation der Planungs- 
und Versorgungsregionen entwickelt. So soll die regionale Struktur der Planungs- 
und Versorgungsregionen durch ein übergreifendes, kantonsweites Gremium er-
gänzt werden, um Synergien zu schaffen und eine optimale Vernetzung der regiona-
len und kantonalen Perspektiven zu gewährleisten. Jede Gemeinde muss sich einer 
Planungs- und Versorgungsregion anschliessen. Die Leistungserbringer sind einzu-
beziehen. Die Planungs- und Versorgungsregionen sollen entweder je eine eigene 
oder eine gemeinsame Geschäftsstelle einrichten, die mit mindestens einer qualifi-
zierten Fachperson zu besetzen ist. Diese muss über fundierte Kenntnisse betreffend 
das Gesundheitswesen im Allgemeinen und die regionalen Gegebenheiten sowie 
über ausgesprochene kommunikative, strategische und operative Fähigkeiten verfü-
gen. 

5 Grundzüge der Vorlage 

5.1 Vorbemerkungen 
Mit dem vorliegenden Vernehmlassungsentwurf werden die Schwerpunkte aufge-
nommen, die im Grundlagenbericht zur Versorgungsplanung definiert wurden: die 
Stärkung der Planungs- und Versorgungsregionen sowie die Regelung der speziali-
sierten Langzeitpflege. Beide Schwerpunkte dienen der Planung und Steuerung ei-
nes bedarfsgerechten Angebots der Langzeitpflege. Gleichzeitig sollen die gesetzli-
chen Grundlagen geschaffen werden, um die Inanspruchnahme von stationärer be-
ziehungsweise ambulanter Krankenpflege zu steuern und die Qualität der ambulan-
ten Krankenpflege zu sichern. Die Teilrevision beschränkt sich auf jene Bereiche, in 
denen vordringlicher Handlungsbedarf besteht und auf Bundesebene innert ange-
messener Frist keine Massnahmen zu erwarten sind.  
 
Die Änderung des KVG zur einheitlichen Finanzierung der Leistungen (EFAS) umfasst 
die Einführung einer neuen Finanzierungsregelung. Diese Neuerung betrifft nur die 
Leistungen der Grundversorgung und löst das Finanzierungsproblem der speziali-
sierten Langzeitpflege nicht. Der Beitrag der Krankenversicherung für die umfangrei-
che und komplexe Langzeitpflege wird sich wie bisher auf einen Pflegebedarf von 
240 Minuten pro Tag beschränken. Ebenso werden nach wie vor keine Betreuungs-
leistungen erfasst, die vermehrt bei der psychiatrischen Langzeitpflege und der spe-
zialisierten Palliative Care anfallen (vgl. Kapitel 2.2).  
 

https://disg.lu.ch/-/media/DISG/Dokumente/Publikationen/Bericht_zur_Versorgungsplanung_Langzeitpflege_2026_2035.pdf?rev=e2d2b0fe82714a8485d4098a47c508c4
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1995/1328_1328_1328
https://www.bag.admin.ch/de/kvg-anderung-einheitliche-finanzierung-der-leistungen
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Hingegen wird die vom Parlament am 20. Juni 2025 verabschiedete Änderung des 
Bundesgesetzes über Ergänzungsleistungen zur AHV und IV (ELG) vom 6. Oktober 
2006 (SR 831.30) die Situation von Menschen verbessern, die zu Hause auf Betreu-
ung und kaum auf Pflege angewiesen sind. Mit der Änderung, die voraussichtlich am 
1. Januar 2028 in Kraft treten wird, kann das betreute Wohnen von den Gemeinden 
gefördert und so dem Wunsch, möglichst lange im eigenen Zuhause wohnen zu 
können, entsprochen werden. Hinsichtlich der ambulanten Pflege durch Angehörige 
sieht der Bundesrat auf Bundesebene jedoch keinen Handlungsbedarf und überlässt 
es den Kantonen, Regelungen zur Qualitätssicherung und Kostendämpfung zu erlas-
sen (vgl. Kapitel 3.2). 
 
Der Vernehmlassungsentwurf wurde in seinen Grundzügen einem breit abgestützten 
Gremium vorgestellt. Die Vertretungen der Gemeinden (VLG), der Stadt Luzern, der 
zuweisenden Stellen (LUKS und lups), von Curaviva Luzern und Senesuisse sowie 
Caritas Schweiz (Caritas care) haben den grundlegenden Stossrichtungen der Vor-
lage zugestimmt. Ihre Anregungen wurden bei der Ausformulierung des Vernehm-
lassungsentwurfs berücksichtigt. 

5.2 Regelung der spezialisierten Langzeitpflege 
Die Sicherstellung eines angemessenen ambulanten und stationären Angebots für 
die Betreuung und Pflege von Betagten und Pflegebedürftigen ist primär Sache der 
Gemeinden (§ 2a Abs. 1 BPG). Diese Zuständigkeit soll im Grundsatz und insbeson-
dere für die regionale Grundversorgung beibehalten werden. Neu soll jedoch der 
Kanton die Planung und Steuerung eines bedarfsgerechten Angebots an spezialisier-
ter Langzeitpflege übernehmen (§ 2abis Gesetzesentwurf). Die Planung und Steue-
rung dieser Angebote haben überregional zu erfolgen, was eine Zuständigkeit des 
Kantons nahelegt.  
 
Die Bestimmung und Überprüfung der erforderlichen Qualität der stationären Lang-
zeitpflege liegt bereits jetzt im Zuständigkeitsbereich des Kantons. Der Regierungs-
rat hat durch Verordnung die Voraussetzungen festgelegt, die ein Pflegeheim erfül-
len muss, um eine Betriebsbewilligung zu erhalten (vgl. § 1a BPV). Neu soll die Disg 
Weisungen zu den spezifischen Bewilligungs- beziehungsweise Qualitätsanforderun-
gen für die spezialisierte Langzeitpflege erlassen (§ 1a Abs. 3 Verordnungsentwurf). 
Dabei sollen auch die Planungs- und Versorgungsregionen mitwirken. Bereits beste-
hende Angebote der spezialisierten Langzeitpflege - diese sind in der Rubrik B Über-
regionale Spezialversorgung der Pflegeheimliste aufgeführt - haben innerhalb von 
zwei Jahren ab Inkrafttreten der neuen Bestimmungen den Nachweis zu erbringen, 
dass sie diese neuen Qualitätsanforderungen erfüllen (§ 12 Verordnungsentwurf).  
 
Die Finanzierung muss sichergestellt sein, damit bestehende Angebote der speziali-
sierten Langzeitpflege fortbestehen und neue geschaffen werden können. Der Ge-
setzesentwurf sieht neu – orientiert an der Regelung des Kantons St. Gallen – Bei-
träge an die spezialisierte Langzeitpflege vor, die gemäss der geltenden Aufgaben-
teilung von den Gemeinden zu tragen sind. Anders als die Restfinanzierung der Pfle-
gekosten sollen die Beiträge an die Spezialpflege dabei nicht von der Wohnge-
meinde der betroffenen Person übernommen, sondern von den der Gesamtheit der 
Gemeinden nach Massgabe der jeweiligen Einwohnerzahl solidarisch finanziert wer-
den. Die Beiträge sollen als Pauschalen pro Person und Tag ausgerichtet werden und 
die über die Grundversorgung hinausgehenden, durchschnittlichen Kosten für den 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20240070
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/2007/804
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/867
https://disg.lu.ch/-/media/DISG/Dokumente/Themen/Alter/Pflegeheimliste_ab_20260101.pdf?rev=335543996d8f4363b522091c1474ba1a
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zusätzlichen Aufwand bei der Pflege und Betreuung abdecken. Die Pauschalen pro 
Kategorie der spezialisierten Langzeitpflege sollen in der Verordnung festgelegt wer-
den (§ 5a Gesetzesentwurf, § 4b Verordnungsentwurf). 

 

 
Abb. 2: Übersicht Kostenträger grundversorgende und spezialisierte Langzeitpflege 
 
Die Beitragsgewährung setzt eine Anordnung (Indikation) voraus. So kann sicherge-
stellt werden, dass die Plätze durch Personen mit einem entsprechenden Bedarf be-
setzt werden und die Zusatzkosten gerechtfertigt sind. Die Aufnahme von Bewoh-
nenden der spezialisierten Langzeitpflege soll nur erfolgen, wenn die ambulante Ver-
sorgung nicht ausreichend, ein Spital-, Psychiatrie- oder Rehabilitationsaufenthalt 
nicht mehr angezeigt beziehungsweise notwendig ist oder ein Pflegeheim die kom-
plexe Pflege- und Betreuungssituation nicht mehr bewältigen kann. Die Anforderun-
gen an die Anordnung, die sowohl den Gesundheitszustand der pflegebedürftigen 
Person als auch die erforderlichen Interventionen erfasst, und die Gesuchstellung 
sollen von der Disg mit einer Weisung geregelt werden (§ 4c Abs. 3 Verordnungsent-
wurf).  
 
Gemäss Pflegeheimliste besteht in der Spezialpflege derzeit ein Bedarf von 296 Plät-
zen. Angesichts dieser Zahl ist es angezeigt, dass die Beitragsgesuche nicht von je-
der Gemeinde selbst bearbeitet werden. Die Gemeinden sollen eine zentrale Stelle 
bezeichnen, die die Gesuche bearbeitet und die Beiträge auszahlt (§§ 4b Abs. 3 und 
4c Verordnungsentwurf).  
 
Schliesslich soll als flankierende Massnahme sichergestellt werden, dass auch die 
Langzeitpflegeplätze der Grundversorgung durch Personen mit einem entsprechen-
den Bedarf besetzt werden. Im Grundsatz ist davon auszugehen, dass die Pflegeleis-
tungen von Personen mit einer Pflegestufe 0-2 in der Regel ambulant erbracht 
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werden können. Deshalb sollen künftig Plätze von der Pflegeheimliste gestrichen 
werden können, wenn mehr als 10 Prozent der Bewohnenden einer Einrichtung der 
Pflegestufen 0-2 zugewiesen sind (§ 2c Abs. 3 Gesetzesentwurf). 
 
Im Rahmen der Vernehmlassung zur Versorgungsplanung 2026–2035 haben sich die 
Gemeinden positiv zum Vorschlag geäussert, die überregionale Spezialversorgung 
neu zu organisieren. Sie verbinden damit die Hoffnung, dass damit sowohl eine 
Über- als auch eine Unterversorgung vermieden werden kann. In den Stellungnah-
men wurde zudem betont, dass Plätze der spezialisierten Langzeitpflege von den 
Leistungserbringern nur aufgebaut werden, wenn diese kostendeckend betrieben 
werden können beziehungsweise deren Finanzierung geklärt ist.  

5.3 Regelung der ambulanten Pflege durch Angehörige 
Bei der ambulanten Pflege durch Angehörige stehen zwei Problemfelder im Fokus: 
die Qualität der Krankenpflegeleistungen und die Kosten. Beides soll mit dem vorlie-
genden Vernehmlassungsentwurf orientiert an der Regelung des Kantons Glarus an-
gegangen werden. 
 
Gemäss § 7 Absatz 1 und 2 BPG haben die Gemeinden mit einem oder mehreren 
Leistungserbringern die Höhe des Restfinanzierungsbeitrags zu vereinbaren. Dieser 
hat die Kosten der Pflegeleistungen, einschliesslich der Kosten der Ausbildung des 
Pflegepersonals, zu decken. Er darf keine Kostenanteile für übrige Leistungen, wie 
insbesondere Hauswirtschaft, Betreuung und Aufenthalt, enthalten. Die Grundsätze 
zur Bestimmung des Restfinanzierungsbeitrags hat der Regierungsrat durch Verord-
nung geregelt (§ 4 BPV). Neu soll der Regierungsrat ermächtigt werden, spezifische 
Vorschriften für die Restfinanzierung der Kosten von Pflegeleistungen, die von ange-
stellten Angehörigen erbracht werden, zu erlassen (§ 7 Abs. 4 Gesetzesentwurf). Der 
Vernehmlassungsentwurf der Verordnung sieht vor, dass die anrechenbaren Vollkos-
ten für diese Leistungen auf 58 Franken pro Stunde beschränkt werden (§ 4 Abs. 3bis 
Verordnungsentwurf). Dieser Wert basiert auf Kostenerhebungen von nicht kommer-
ziellen Spitex-Organisationen, welche pflegende Angehörige anstellen. 
 
Zur Sicherstellung der Qualität sollen die bundesrechtlichen Voraussetzungen für die 
Zulassung der Spitex-Organisationen zur Leistungserbringung zulasten der OKP 
konkretisiert werden: Die pflegenden Angehörigen haben bestimmte Voraussetzun-
gen hinsichtlich Alter und pflegerischer Kenntnisse zu erfüllen. Die Instruktion, Be-
gleitung und Überwachung durch eine fallverantwortliche Pflegefachperson mit ei-
nem Tertiärabschluss müssen sichergestellt sein. Während den Pflegezeiten müssen 
die pflegenden Angehörigen bei Bedarf Unterstützung durch eine Fachperson Ge-
sundheit oder Betreuung (FaGe oder FaBe) anfordern können. Indem die Anforde-
rungen an die Zulassungs- und nicht an die Bewilligungsvoraussetzungen anknüp-
fen, wird sichergestellt, dass sie von allen im Kanton Luzern tätigen Spitex-Organisa-
tionen und nicht nur von jenen mit Sitz im Kanton Luzern erfüllt werden müssen. An-
dernfalls wären die Spitex-Organisationen mit Sitz im Kanton Luzern benachteiligt. 
 
Auf eine spezifische Definition der Angehörigen, wie von Fachverbänden gefordert, 
kann verzichtet werden. Im Zusammenhang mit den Leistungen zur Anerkennung 
und Entlastung betreuender Angehöriger enthält das Gesetz bereits eine entspre-
chende Bestimmung (vgl. § 12b Abs. 3 BPG). 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/867
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/867a/versions/4680
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/867/versions/4684
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5.4 Stärkung der Planungs- und Versorgungsregionen 
Nach geltendem Recht haben die Gemeinden für die Pflegeheimplanung maximal 
sechs Planungsregionen zu bilden (§ 2b Abs. 3 BPG). Mit dem vorliegenden Ver-
nehmlassungsentwurf sollen insbesondere die Aufgaben dieser Planungsregionen 
erweitert werden. Ziel ist die Stärkung der regionalen Planungs- und Steuerungs-
funktion in der Langzeitpflege. Damit werden die Planungs- und Versorgungsregio-
nen zu den primären Ansprechpartnerinnen für den Kanton in Sachen Langzeit-
pflege. 
 
Entsprechend ihrem erweiterten Auftrag sollen die Planungsregionen in Planungs- 
und Versorgungsregionen umbenannt und die gesetzliche Grundlage von der Pfle-
geheimplanung (§ 2b) in den Grundsatz zur Sicherstellung der Versorgung (§ 2a Ge-
setzesentwurf) verschoben werden. Neu sollen die Planungs- und Versorgungsregio-
nen unter Einbezug der Leistungserbringer gebildet werden. In der Verordnung soll 
der Regierungsrat entsprechend den Vorarbeiten im Rahmen des Projekts (vgl. Kapi-
tel 4.2) die Organisation und die Aufgaben der Planungs- und Versorgungsregionen 
regeln (§ 5m Verordnungsentwurf).  
 
Mit Blick auf die angestrebte integrierte Gesundheitsversorgung über alle Versor-
gungsbereiche sollen die Rolle und die Aufgaben der Planungs- und Versorgungsre-
gionen in einer später folgenden Änderung des Gesundheitsgesetzes (GesG) vom 
13. September 2005 (SRL Nr. 800) über den Bereich der Langzeitpflege hinaus weiter 
definiert und konkretisiert werden.  

6 Auswirkungen 

6.1 Pflegebedürftige Personen und Angehörige 
Die vorgeschlagenen Änderungen dienen der Sicherstellung eines in quantitativer 
und qualitativer Hinsicht bedarfsgerechten Angebots an spezialisierte Langzeitpflege. 
Pflegebedürftige Personen mit einem Bedarf an spezialisierter Pflege sollen auch 
künftig im Kanton Luzern eine bedarfsgerechte Pflege und Betreuung finden. Dank 
den massgeschneiderten Pflegeansätzen der spezialisierten Langzeitpflege können 
die Herausforderungen, die aus der Vielschichtigkeit ihrer Erkrankungen resultieren, 
gezielt adressiert werden. Die stabilen Strukturen der spezialisierten Langzeitpflege 
und Prozesse tragen dazu bei, dass Pflege- und Betreuungssituationen stabilisiert 
werden können und das Belastungserleben reduziert werden kann. Die spezialisierte 
Langzeitpflege ermöglicht eine evidenzbasierte, personenzentrierte Versorgung, wel-
che die Lebensqualität der Betroffenen dank der besseren Behandlung von komple-
xen Situationen verbessert. Bei der spezialisierten Psychiatriepflege verbessert sich 
vor allem die Betreuung für die betroffenen Menschen, was gemäss Studien unter 
anderem auch zu einer tieferen Medikation führt, wenn genügend Fachlichkeit und 
Ressourcen vorhanden sind. Damit können für die pflegebedürftigen Personen und 
ihre Angehörigen meist belastende Rehospitalisierungen reduziert werden. 
 
Mit der neuen Unterscheidung von grundversorgender und spezialisierter Langzeit-
pflege und der Einführung von Beiträgen für die spezialisiere Langzeitpflege ist es 
nicht mehr zulässig, von Bewohnenden geschützter Demenzabteilungen einen De-
menzzuschlag zu erheben (vgl. Kapitel 2.1). Eine Abgeltung der besonders umfang-
reichen Betreuung von Menschen mit Demenz erfolgt ausschliesslich im Rahmen der 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/867/versions/4684
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/800
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spezialisierten Langzeitpflege. Für Bewohnende von Langzeitpflegeeinrichtungen mit 
einem besonderen Betreuungsbedarf (psychiatrische Langzeitpflege) führen die vor-
gesehenen Änderungen zu einer finanziellen Entlastung. 
 
Die Regelung zur ambulanten Pflege durch Angehörige steigert die Qualität der von 
ihnen erbrachten Pflegeleistungen. Die pflegenden Angehörigen werden aufgrund 
der Vorgaben zur Begleitung und Unterstützung durch Fachpersonen entlastet. Dass 
die pflegenden Angehörigen künftig mindestens einen SRK-Lehrgang Pflegende An-
gehörige absolvieren müssen, kann einige davon abhalten, sich von einer Spitex-Or-
ganisation anstellen und die Kosten durch die Krankenversicherung vergüten zu las-
sen. Insbesondere erwerbstätige Angehörige könnten davon abgehalten werden, 
ihre Erwerbstätigkeit teilweise zugunsten der Angehörigenpflege aufzugeben. Aller-
dings ist zu beachten, dass gemäss den Erhebungen des Bundesrates knapp drei 
Viertel der pflegenden Angehörigen einen Kurs in Pflegehilfe absolviert haben und 
einige über eine berufliche Grundbildung oder eine höhere Pflegeausbildung verfü-
gen (vgl. Bericht des Bundesrates vom 15. Oktober 2025, Pflegeleistungen von An-
gehörigen im Rahmen der obligatorischen Krankenpflegeversicherung, S. 6). 

6.2 Leistungserbringer 
Für Leistungserbringende der spezialisierten Langzeitpflege verbessern sich die Rah-
menbedingungen, insbesondere da die Mehrkosten für die notwendige Fachlichkeit 
und allfällige infrastrukturelle Massnahmen abgegolten werden. Die Planungssicher-
heit wird damit erhöht und es kann für Betriebe interessant werden, diese Leistun-
gen neu beziehungsweise weiterhin anzubieten. Dies wiederum erleichtert die Perso-
nalfindung. Studien belegen zudem, dass es einfacher ist, Fachpersonen für die spe-
zialisierte Langzeitpflege zu finden als für die Grundversorgung. Mit einem speziali-
sierten Angebot erhalten Leistungserbringende die Chance, sich im Arbeitsmarkt 
besser zu positionieren. Andererseits bringt die Stärkung der spezialisierten Lang-
zeitpflege den Betrieben, welche ausschliesslich in der Grundversorgung (95% der 
bewilligten Pflegeplätze) tätig sind, den Vorteil, dass sie sich noch besser auf ihr 
Kerngeschäft konzentrieren können. Ein besseres Angebot an spezialisierten Lang-
zeitpflegeplätzen verschafft ihnen zudem die Möglichkeit, bei Bedarf eine Bewohne-
rin beziehungsweise einen Bewohner in eine spezialisierte Langzeitpflegeeinrichtung 
zu verlegen. 
 
Für die Mitarbeitenden bringt das Arbeitsfeld der spezialisierten Langzeitpflege hö-
here emotionale Belastungen und mehr Verantwortung mit sich. Gleichzeitig führt 
die stärkere Professionalisierung der Pflege zu attraktiveren beruflichen Entwick-
lungsmöglichkeiten. 
 
Für die Spitex-Organisationen, die sich auf die Anstellung pflegender Angehöriger 
spezialisiert haben, wird das Geschäftsfeld aufgrund der Beschränkung der anre-
chenbaren Vollkosten und der Zulassungsvoraussetzungen weniger attraktiv. Das 
stärkt jedoch jene Organisationen, die bereits heute die Regeln der Wirtschaftlichkeit 
und Qualität beachten. 
 
Die Anpassungen bei den Planungs- und Versorgungsregionen stärken die regionale 
Vernetzung und die Zusammenarbeit der Leistungserbringer mit den Behörden. 

https://www.bag.admin.ch/dam/de/sd-web/TODPM1JGU4lH/Bericht%20BR%2020251015%20Pflegende%20Angeh%C3%B6rige.pdf
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6.3 Zuweisende Stellen 
Derzeit besteht im Kanton Luzern eine Unterversorgung mit Plätzen der spezialisier-
ten Langzeitpflege. Mit der Einführung einer Spezialfinanzierung sollten künftig die 
notwendigen Pflegeplätze in genügendem Umfang vorhanden sein. Für die zuwei-
senden Stellen, insbesondere für Spitäler und Psychiatrie, wird die Neuregelung der 
spezialisierten Langzeitpflege die Suche nach einer Anschlusslösung nach einem Spi-
tal- oder Psychiatrieaufenthalt bei komplexen und instabilen Erkrankungen erleich-
tern.  

6.4 Fazit 
Aufgrund der demografischen und gesellschaftlichen Entwicklung wird die Nach-
frage sowohl nach spezialisierter Langzeitpflege als auch nach ambulanter Kranken-
pflege zunehmen. Die spezialisierte stationäre Langzeitpflege stellt sowohl aus fach-
licher Sicht wie auch in Bezug auf die Angebotsplanung und die Finanzierung er-
höhte Anforderungen. Mit dem vorliegenden Vernehmlassungsentwurf sollen die 
Grundlagen für eine gezielte Weiterentwicklung des Angebots in der Langzeitpflege 
und eine gesicherte Finanzierung geschaffen werden. Damit soll sichergestellt wer-
den, dass der Luzerner Bevölkerung bei Bedarf ein spezialisiertes Angebot im Pflege-
heim zur Verfügung steht und Aufenthalte in den Spitälern und Kliniken verkürzt 
werden können. 
 
Damit wird den Grundsätzen der integrierten Gesundheitsversorgung noch besser 
Rechnung getragen. Nicht jede Pflegebedürftigkeit erfordert den Eintritt in ein Pfle-
geheim. Viele Menschen möchten möglichst lange selbstbestimmt in den eigenen 
vier Wänden wohnen bleiben. Einige können dabei auf die Unterstützung und Pflege 
ihrer Angehörigen zählen, die sich zunehmend von einer Spitex-Organisation anstel-
len lassen. Auch diese Entwicklung soll in der Vorlage abgebildet und dafür gesorgt 
werden, dass auch diese Pflege in der erforderlichen Qualität erbracht wird und die 
pflegenden Angehörigen fachlich begleitet und unterstützt werden.  
 
Im Wesentlichen liegt der Versorgungsauftrag bei den Gemeinden, die diesen in re-
gionaler Zusammenarbeit in Kooperation mit den Leistungserbringenden erfüllen. 
Die Vorlage knüpft an die bestehenden Zuständigkeiten im Bereich der Langzeit-
pflege an und will die Zusammenarbeit zwischen Behörden und Leistungserbringen-
den aus dem Gesundheits-, Pflege- und Sozialwesen stärken. Der Kanton hat primär 
eine planende Funktion, die im überregionalen Bereich verstärkt werden soll.  

7 Inkrafttreten 
Die Vernehmlassungsvorlage sieht unter anderem eine neue Finanzierung der spezi-
alisierten Langzeitpflege vor. Für die Mehrkosten der spezialisierten Langzeitpflege 
sollen Beiträge ausgerichtet werden. Hierfür sollen die Gemeinden eine zentrale 
Stelle bezeichnen, die die Gesuche bearbeitet und die Beiträge auszahlt. Es handelt 
sich um eine neue Leistung und aufgrund der vorgesehenen zentralen Abwicklung 
sind Vorbereitungsarbeiten erforderlich, die eine gewisse Zeit in Anspruch nehmen. 
Ein Inkrafttreten per 1. Juli 2028 erscheint angemessen. Ein späteres Inkrafttreten 
würde den erforderlichen Ausbau der spezialisierten Langzeitpflege verzögern. 
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8 Die Gesetzesänderungen im Einzelnen 
§ 2a Absatz 2bis (neu) 
Der Auftrag der bisherigen Planungsregionen soll erweitert (vgl. Kapitel 4.2 und 5.4) 
und ihre Bezeichnung geändert werden. Der Begriff Planungsregionen soll deshalb 
im Ganzen Erlass durch Planungs- und Versorgungsregionen ersetzt werden. Ausser-
dem soll aufgrund des umfassenderen Auftrags die gesetzliche Grundlage von der 
Pflegeheimplanung (§ 2b Abs. 3) zu den Grundsätzen des Kapitels 1b.2, Sicherstel-
lung der Versorgung, verschoben werden. Und für eine verbesserte Koordination sol-
len auch die Leistungserbringenden in den Planungs- und Versorgungsregionen ver-
treten sein. Der Regierungsrat soll beauftragt werden, die Grundsätze der Organisa-
tion sowie die Aufgaben durch Verordnung verbindlich zu regeln. 
 
§ 2abis (neu) 
Mit diesem Paragrafen soll dem Kanton die Kompetenz zur Planung und Steuerung 
eines bedarfsgerechten Angebots an spezialisierter Langzeitpflege erteilt werden 
(vgl. Kapitel 5.2). Diese umfasst Plätze der psychiatrischen Langzeitpflege und spezi-
alisierten Betreuung, der umfangreichen und komplexen somatischen Langzeitpflege 
sowie der spezialisierte Palliative Care unabhängig davon, ob die spezialisierte Pflege 
von einer spezialisierten Einrichtung oder von einem Pflegeheim mit Schwerpunkt in 
der grundversorgenden Krankenpflege erbracht wird.  
 
§ 2b Absatz 1 (geändert), Absatz 2 (geändert), Absatz 3 (aufgehoben) 
Die Pflegeheimliste vom 25. November 2025 unterscheidet zwischen Plätzen der re-
gionalen Grundversorgung und der überregionalen Spezialversorgung. Diese Unter-
scheidung soll ins Gesetz übernommen werden. Ausserdem soll die Planung neu in 
Zusammenarbeit mit den gestärkten Planungs- und Versorgungsregionen statt den 
Gemeinden erfolgen. Damit werden zugleich die Leistungserbringenden in den Pla-
nungsprozess einbezogen. 
 
Die Grundsätze der integrierten Gesundheitsversorgung sollen den bisherigen 
Grundsatz «ambulant vor stationär» ablösen. Die integrierte Grundversorgung legt 
einen ganzheitlichen Fokus auf die Gesundheit der Bevölkerung und stellt den Men-
schen und seine Gesundheit ins Zentrum. Sie zeichnet sich aus durch eine systemati-
sche Vernetzung und Koordination der Akteurinnen und Akteure der Gesundheits-
versorgung und damit die Durchlässigkeit der Angebote und Leistungen (vgl. Strate-
gie 2035 ff. Integrierte Gesundheitsversorgung im Kanton Luzern [IGeL], S. 4 f.). Sie 
fokussiert auf den Bedarf und die Bedürfnisse der betreuungs- und pflegebedürfti-
gen Personen entlang des gesamten Behandlungspfades und zieht alle Leistungser-
bringenden gemäss § 2 Abs 2 mit ein. Die Beschränkung des Anteils an Bewohnen-
den mit Pflegestufe 0-2 auf 10 Prozent (vgl. Kapitel 5.2) widerspricht dieser Ausrich-
tung nicht. Denn grundsätzlich ist davon auszugehen, dass die Pflege von Personen 
mit einer Pflegestufe 0-2 ambulant erbracht werden kann. Ein Anteil von maximal 10 
Prozent der Plätze der grundversorgenden Langzeitpflege ist ausreichend, um jenen 
Fällen Rechnung zu tragen zu können, bei denen selbst bei geringem Pflegebedarf 
die stationäre Pflege und Betreuung der ambulanten Versorgung zugunsten des be-
troffenen Menschen vorzuziehen ist. 
 

https://disg.lu.ch/-/media/DISG/Dokumente/Themen/Alter/Pflegeheimliste_ab_20260101.pdf?rev=335543996d8f4363b522091c1474ba1a
https://integrierte-gesundheitsversorgung.lu.ch/-/media/Integrierte_Gesundheitsversorgung/Dokumente/Grundlagen/Strategie_IGeL2.pdf?rev=b9bd67ea75644de49bdd823dfdb7f410
https://integrierte-gesundheitsversorgung.lu.ch/-/media/Integrierte_Gesundheitsversorgung/Dokumente/Grundlagen/Strategie_IGeL2.pdf?rev=b9bd67ea75644de49bdd823dfdb7f410
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Die gesetzliche Grundlage für die Planungs- beziehungsweise Planungs- und Versor-
gungsregionen befindet sich neu in § 2a Absatz 2bis. § 2b Absatz 3 kann deshalb auf-
gehoben werden. 
 
§ 2c Absätze 1, 2 und 3 (geändert) 
Für die Änderungen in Absatz 1 kann auf die Erläuterungen zu § 2b verwiesen wer-
den.  
 
Absatz 2 enthält wie bisher Grundsätze betreffend die vom Regierungsrat zu erlas-
sende Pflegeheimliste. Diese werden ergänzt durch die bisher in Absatz 3 geregelten 
Verpflichtung zur Anhörung der betroffenen Planungs- und Versorgungsregionen 
und der Standortgemeinden. 
 
In Absatz 3 soll neu ein Zielwert von einem Anteil an Bewohnenden mit Pflegestufen 
0-2 vom maximal 10 Prozent festgelegt werden. Wird dieser Zielwert von einer Ein-
richtung überschritten, können Plätze von der Pflegeheimliste gestrichen werden, 
damit dies anderen Einrichtungen und damit Personen mit einem höheren Pflegebe-
darf zur Verfügung stehen. Die mögliche Folge der Überschreitung des Zielwertes 
soll als Kann-Bestimmung formuliert werden. Die zuständige Behörde hat insbeson-
dere unter Wahrung der Verhältnismässigkeit und nach Anhörung der Planungs- 
und Versorgungsregionen sowie der Standortgemeinden zu entscheiden, ob diese 
Massnahme erforderlich ist. Bei einer bloss einmaligen, kurzzeitigen oder geringen 
Überschreitung dürfte dies kaum der Fall sein. Neu soll zudem nicht jede unterge-
ordnete Änderung der Pflegeheimliste vom Regierungsrat beschlossen werden müs-
sen. Der administrative Aufwand kann verringert und die Verfahren beschleunigt 
werden, wenn der zuständigen Behörde für gewisse Änderungen Entscheidungs-
kompetenz zukommt. Die Aufnahme einer neuen Einrichtung soll weiterhin vom Re-
gierungsrat beschlossen werden, wie die gänzliche Streichung einer bestehenden 
Einrichtung. Zur Anfechtung der Entscheide betreffend die Pflegeheimliste wird auf 
die Erläuterungen zu § 17 verwiesen. 
 
§ 5a (neu) 
Mit diesem Paragraphen soll die neue Leistung zur Sicherstellung einer bedarfsge-
rechten Versorgung mit spezialisierter Langzeitpflege geschaffen werden. Er enthält 
die Grundsätze der Beiträge an die spezialisierte Langzeitpflege und beauftragt im 
Übrigen den Regierungsrat die Einzelheiten durch Verordnung zu regeln.  
 
Beiträge an die spezialisierte Langzeitpflege sollen nur für Einrichtungen bezie-
hungsweise Plätze ausgerichtet werden, die in der Pflegeheimliste in der entspre-
chenden Rubrik aufgeführt sind (Abs. 1). Damit scheidet eine Beitragsgewährung zu-
gunsten von Luzernerinnen und Luzernern aus, die in einer ausserkantonalen Ein-
richtung leben. Mit den Beiträgen sollen sowohl die Mehrkosten der spezialisierten 
Betreuung, diese wird von Artikel 7 KLV nicht erfasst, als auch der Pflegeleistungen 
ab einem täglichen Pflegeaufwand von mehr als 240 Minuten pro Tag abgegolten 
werden (Abs. 2). Die Beiträge sollen nicht pro Platz auf der Pflegeheimliste, sondern 
pro Person ausgerichtet werden. Beitragsberechtigt soll nur die Inanspruchnahme 
durch Personen mit ausgewiesener Indikation sein, für deren Restfinanzierung der 
Pflegekosten eine Luzerner Gemeinde zuständig ist (Abs. 3). Für ausserkantonale Be-
wohnende sollen keine Beiträge ausgerichtet werden, da ansonsten die Luzerner Ge-
meinden ausserkantonale Gemeinwesen bei der Restfinanzierung entlasten würden.  

https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1995/4964_4964_4964
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Die Kosten sowohl für die Beiträge als auch die Verwaltungskosten sollen von den 
Gemeinden solidarisch, nach Massgabe ihrer ständigen Wohnbevölkerung, finanziert 
werden (Abs. 5). Diese Finanzierungszuständigkeit folgt der Zuständigkeit der Luzer-
ner Gemeinden für die Restfinanzierung, die durch die neuen Beiträge teilweise ent-
lastet wird (vgl. Kapitel 10).  
 
§ 7 Absatz 2 (geändert), Absatz 4 (neu) 
Der letzte Satz von Absatz 2 soll in einen neuen Absatz vier verschoben und dieser 
mit der Ermächtigung des Regierungsrates zum Erlass besonderer Vorschriften für 
die ambulante Pflege durch Angehörige ergänzt werden (siehe die Erläuterungen zu 
§ 4 Abs. 3bis Verordnungsentwurf). 
 
Für den Begriff der Angehörigen kann auf § 12 Absatz 3 verwiesen werden. 
 
§ 16 Absatz 2 (geändert) 
Aufgrund der sachlichen Nähe der Beiträge an die spezialisierte Langzeitpflege zur 
Restfinanzierung der Krankenpflegekosten sollen auch für das Verfahren betreffend 
die Beiträge an die spezialisierte Langzeitpflege die Bestimmungen des Bundesge-
setzes über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts (ATSG) vom 6. Okto-
ber 2000 (SR 830.1) anwendbar sein, soweit das Gesetz keine besondere Regelung 
enthält. Von diesem Verweis werden die Artikel 27 bis 62 ATSG erfasst (vgl. Botschaft 
B 155 vom 30. März 2010 zum Entwurf eines Gesetzes über die Finanzierung der 
Pflegeleistungen der Krankenversicherung [Pflegefinanzierungsgesetz], S. 32).  
 
§ 17 Absätze 2 und 3 (geändert) 
Der Rechtsschutz gegen Entscheide betreffend die Pflegeheimliste richtet sich nach 
den Bestimmungen des Krankenversicherungsrechts. Sie sind mit Beschwerde beim 
Bundesverwaltungsgericht anfechtbar (Art. 53 KVG i.V.m Art. 39 Abs. 3 KVG).  
 
Der Rechtsschutz gegen Entscheide im Zusammenhang mit den Beiträgen an die 
spezialisierte Langzeitpflege soll wie jener gegen Entscheide betreffend die Restfi-
nanzierung geregelt und damit eine Einsprachemöglichkeit vorgesehen werden.  
 
§ 19a (aufgehoben) 
Diese Übergangsbestimmung ist aufgrund des Zeitablaufs obsolet geworden und 
deshalb aufzuheben. 

9 Die Verordnungsänderungen im Einzelnen 

9.1 Änderung Verordnung zum Betreuungs- und Pflegegesetz 
§ 1a Absatz 3 (neu) 
Für die spezialisierte Langzeitpflege soll die Disg Bewilligungs- beziehungsweise 
Qualitätsanforderungen definieren, die zusätzlich zu den allgemeinen Bewilligungs-
voraussetzungen nach Absatz 1 zu erfüllen sind (vgl. Kapitel 5.2). Nur wenn diese Vo-
raussetzungen erfüllt sind, soll die Einrichtung als Leistungserbringer für die speziali-
sierte Langzeitpflege auf die Pflegeheimliste der überregionalen Spezialversorgung 
aufgenommen werden und Beiträge für die spezialisierte Langzeitpflege erhalten. 
 

https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/2002/510
https://www.lu.ch/downloads/lu/kr/botschaften/2007-2011/b_155.pdf
https://www.lu.ch/downloads/lu/kr/botschaften/2007-2011/b_155.pdf
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1995/1328_1328_1328
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§ 2 Absatz 3 (geändert) 
Bereits am 7. November 2025 hat Spitex Schweiz das Handbuch zum Rechnungswe-
sen für Spitex-Organisationen angepasst. Demnach haben die Spitex-Organisationen 
die von pflegenden Angehörigen erbrachten Leistungen separat auszuweisen. Dieses 
Handbuch ist für die Kostenrechnung der ambulanten Krankenpflege massgebend 
(vgl. § 3a Abs. 2a), dementsprechend soll in § 2 Absatz 3 angepasst werden. Nur so 
kann sichergestellt werden, dass die Restfinanzierungsbeiträge für die von pflegen-
den Angehörigen erbrachten Grundleistungen korrekt berechnet werden können. 
 
§ 4 Absatz 3bis (neu) 
Der Bestimmung der Restfinanzierungsbeiträge für die Abgeltung der durch pfle-
gende Angehörige erbrachten Grundpflege sollen Vollkosten von maximal 58 Fran-
ken pro Stunde zugrunde gelegt werden. Damit soll verhindert werden, dass diese 
Spitex-Organisationen Gewinne zulasten der öffentlichen Hand erzielen können. Der 
Betrag ist so angesetzt, dass dennoch eine angemessene Entlöhnung der pflegen-
den Angehörigen möglich ist, die über eine rudimentäre pflegerische Ausbildung 
verfügen respektive notwendige Mindestanforderung erfüllen (vgl. Kapitel 3.3.2 und 
5.3). 
 
§ 4b (neu) 
Die Beiträge, die für die spezialisierte Langzeitpflege pro Person und Tag ausgerich-
tet werden, sollen vom Regierungsrat in der Verordnung pro Kategorie der speziali-
sierten Langzeitpflege festgelegt werden. Die Festsetzung erfolgt in Anlehnung an 
die Berechnungen des Kantons St. Gallen (vgl. Kapitel 2.3.2). Die Festlegung in der 
Verordnung schafft einerseits Rechtssicherheit für die Leistungserbringenden und 
andererseits Flexibilität für allfällig erforderliche Anpassungen. 
 
Mit Absatz 3 sollen die Gemeinden verpflichtet werden, eine zentrale Stelle für die 
Gesuchsbearbeitung und Auszahlung zu bezeichnen (vgl. Kapitel 5.2). Diese zentrale 
Stelle soll über Entscheidkompetenz verfügen und auch die Auszahlungen und die 
Abrechnung mit den Gemeinden vornehmen. Aufgrund dieser bindenden Vorgaben 
betreffend die Aufgaben und Kompetenzen der zentralen Stelle sowie der bestehen-
den Bestimmungen zur Aufgabenübertragung und Zusammenarbeit im Gemeinde-
gesetz (GG) vom 4. Mai 2004 (SRL Nr. 150; §§ 44 ff.) ist der Handlungsspielraum der 
Gemeinden in der Umsetzung erheblich eingeschränkt. Deshalb ist es sachgerecht, 
dass der Gemeinderat im Übrigen in eigener Kompetenz die Zusammenarbeit mit 
den anderen Gemeinden regeln kann, auch wenn die Gemeindeordnung für derar-
tige Geschäfte allenfalls eine Zuständigkeit des Gemeindeparlaments oder der 
Stimmbevölkerung vorsehen würde. 
 
§ 4c (neu) 
In dieser neuen Bestimmung sollen das Verfahren und die Anforderungen an die Ge-
suchstellung definiert werden. Beiträge sollen nur nach vorgängiger Kostengutspra-
che ausgerichtet werden. Wird eine pflegebedürftige Person aufgenommen, ohne 
dass eine Kostengutsprache vorliegt, trägt die Einrichtung das Kostenrisiko. Nach 
Möglichkeit soll vor dem Eintritt um eine Kostengutsprache ersucht werden. Wird 
erst nach Eintritt darum ersucht, wird dieses Gesuch dennoch rückwirkend ab Eintritt 
geprüft. 
 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/150/versions/4660
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Ausserdem soll festgelegt werden, dass zum Nachweis der in § 5a Absatz 3 des Ge-
setzesentwurfs geforderten Indikation eine Zuweisung beziehungsweise eine Anord-
nung einer Ärztin, eines Arztes, einer Pflegeexpertin oder eines Pflegeexperten in 
Advanced Practice Nursing (Pflegeexpertin und Pflegeexperte APN) erforderlich ist 
(Absatz 2). Zur Zuweisung beziehungsweise Anordnung berechtigt sind Ärztinnen 
und Ärzte mit einen eidgenössischen oder anerkannten Weiterbildungstitel gemäss 
Artikel 20 und 21 des Bundesgesetzes über die universitären Medizinalberufe vom 
23. Juni 2006 (MedBG; SR 811.11). Auf das Erfordernis eines spezifischen Fachtitels 
soll verzichtet werden. Nebst der Ärzteschaft sollen Pflegeexpertinnen und Pflegeex-
perten APN zur Zuweisung beziehungsweise Anordnung berechtigt sein. Den Beruf 
der Pflegeexpertin und des Pflegeexperten APN beabsichtigt der Bundesrat im Rah-
men der zweiten Etappe der Umsetzung der am 28. November 2021 angenomme-
nen Pflegeinitiative durch eine Änderung des Bundesgesetzes über die Gesundheits-
berufe (Gesundheitsberufegesetz, GesBG) vom 30. September 2016 (SR 811.21) zu 
schaffen. Voraussetzung für die Berufsausübung in eigener fachlicher Verantwortung 
als Pflegeexpertin und Pflegeexperte APN soll der Erwerb eines Masterabschlusses in 
Pflegewissenschaften sein (Botschaft zum Bundesgesetz über die Arbeitsbedingun-
gen in der Pflege sowie zur Änderung des Gesundheitsberufegesetzes vom 21. Mai 
2025). 
 
Wie in Kapitel 5.2 ausgeführt, soll die Disg den Auftrag erhalten, unter Einbezug der 
Planungs- und Versorgungsregionen, in denen auch die Leistungserbringenden ver-
treten sind, Weisungen zu den Anforderungen an die Anordnung sowie die Gesuch-
stellung zu erlassen.  
  
Titel nach § 5l (neu) 
Da in die Verordnung neu eine Bestimmung zu den Planungs- und Versorgungsregi-
onen aufgenommen werden soll, soll dieser voran ein entsprechender Titel einge-
fügt werden.  
 
§ 5m (neu) 
In diesem Paragraphen sollen die zentralen Aufgaben sowie die Grundsätze zum 
Aufbau und zur Organisation der Planungs- und Versorgungsregionen definiert wer-
den (vgl. Kapitel 4.2 und 5.4). 
 
§ 12 (neu) 
Wie in Kapitel 5.2 ausgeführt, sind in der Pflegeheimliste bereits bestehende Ange-
bote der spezialisierten Langzeitpflege in der Rubrik B Überregionale Spezialversor-
gung aufgeführt. Ihnen soll eine Übergangsfrist von zwei Jahren zum Erfüllen der 
neu zu definierenden Qualitätsanforderungen eingeräumt werden (§ 12 Verord-
nungsentwurf). 

9.2 Änderung der Verordnung über die Zulassung von Leistungserbrin-
gern zur Tätigkeit zulasten der obligatorischen Krankenpflegeversiche-
rung 
§ 3 Absätze 1bis und 1ter (neu) 
In Absatz 1bis sollen die Voraussetzungen definiert werden, die Spitex-Organisatio-
nen, die pflegende Angehörige anstellen, zu erfüllen haben, um diese Leistungen im 
Kanton Luzern zulasten der OKP erbringen zu können. Sowohl die persönlichen wie 

https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/2007/537
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/16/de
https://www.fedlex.admin.ch/filestore/fedlex.data.admin.ch/eli/fga/2025/2002/de/pdf-a/fedlex-data-admin-ch-eli-fga-2025-2002-de-pdf-a.pdf
https://disg.lu.ch/-/media/DISG/Dokumente/Themen/Alter/Pflegeheimliste_ab_20260101.pdf?rev=335543996d8f4363b522091c1474ba1a
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auch die fachlichen Anforderungen dienen der Qualität der Grundpflegeleistungen. 
Junge Erwachsene sollen sich primär ihrer beruflichen Ausbildung widmen können, 
weshalb eine untere Altersgrenze von 25 Jahren festgelegt werden soll. Die übrigen 
Voraussetzungen betreffen die Personal- und Organisationsstruktur der anstellenden 
Spitex-Organisation und dienen sowohl der Qualität der Grundpflegeleistungen als 
auch der Entlastung der pflegenden Angehörigen durch qualifizierte Instruktion, Be-
gleitung und Unterstützung. Letzteres kann nur gelingen, wenn die Anzahl der pfle-
genden Angehörigen, die von einer fallverantwortlichen Pflegefachperson begleitet 
und überwacht werden, beschränkt ist. Deshalb soll ein Maximalwert von 24 Ange-
hörigen pro Vollzeitpensum festgelegt werden. Eine Pflegefachperson mit einem ge-
ringeren Pensum kann entsprechend ihrem Pensum weniger Angehörige betreuen.  
 
Zur Entlastung der pflegenden Angehörigen soll ausserdem in Absatz 1ter festgelegt 
werden, dass die Spitex-Organisation über das erforderliche Personal verfügen muss, 
um die Vertretung der angestellten pflegenden Angehörigen während deren Abwe-
senheiten wahrnehmen zu können. Auch ein kurzfristiger Ausfall soll von der Spitex-
Organisation aufgefangen werden können.  

10 Kosten für den Kanton und die Gemeinden 
Der Vernehmlassungsentwurf sieht vor, dass neu der Kanton das Angebot der spezi-
alisierten Langzeitpflege planen und koordinieren wird. Er soll die Rahmenbedingun-
gen so gestalten, dass genügend Leistungserbringende bereit sind, die spezialisierte 
Pflege im Rahmen der Versorgungsplanung zu planen und aufzubauen. Dieser zu-
sätzlichen Aufgabe steht eine gewisse Entlastung des Kantons durch die Stärkung 
der Planungs- und Versorgungsregionen gegenüber. Dennoch ist für den Kanton mit 
einem personellen Mehraufwand von rund zehn Stellenprozent und damit mit Kos-
ten von rund 15’000 Franken pro Jahr zu rechnen.  
 
Ein personeller Mehraufwand entsteht dem Kanton auch aufgrund der vorgesehenen 
spezifischen Zulassungsvoraussetzungen für Spitex-Organisationen, die pflegende 
Angehörige beschäftigen. Das Zulassungsverfahren wird aufwändiger und insbeson-
dere die vorgesehenen Anforderungen an die pflegenden Angehörigen machen eine 
wiederholte Überprüfung im Rahmen der Aufsichtstätigkeit erforderlich. Wie viele 
der im Kanton Luzern zugelassenen Spitex-Organisationen pflegende Angehörige 
beschäftigen, ist nicht bekannt. Es ist jedoch davon auszugehen, dass die Neuzulas-
sungen mehrheitlich solche Spitex-Organisationen betreffen. Dementsprechend wird 
von 40 bis 50 Organisationen ausgegangen, die es besonders zu überprüfen und zu 
beaufsichtigen gilt. Hierfür ist mit einem personellen Aufwand von rund einer Voll-
zeitstelle und damit mit Kosten von 150’000 Franken pro Jahr zu rechnen. 
 
Die Mittel für den zusätzlichen Personalaufwand sind im Aufgaben- und Finanzplan 
(AFP) 2026–2029 nicht eingestellt. Die Umsetzung kann nur erfolgen, wenn die Mit-
tel im AFP 2028–2031 eingestellt sind. 
 
Den Gemeinden entstehen vor allem durch die neuen Regelungen zur spezialisierten 
Langzeitpflege Mehrkosten. Sie haben die Kosten der neuen Beiträge für die spezia-
lisierte Langzeitpflege zu tragen; wobei diesbezüglich eine solidarische Finanzierung 
vorgesehen ist. 
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In Anlehnung an den Kanton St. Gallen wird mit Pauschalen pro Person und Tag von 
40 Franken für die psychiatrische Langzeitpflege und spezialisierte Betreuung, von 
180 Franken für die umfangreiche und komplexe somatische Langzeitpflege und von 
280 Franken für die spezialisierte Palliative Care gerechnet (vgl. Kapitel 2.3.2). Bis 
2035 wird mit einem Bedarf von 226 Plätzen für die psychiatrische Langzeitpflege 
und spezialisierte Betreuung, 50 Plätzen für die umfangreiche und komplexe Lang-
zeitpflege und 20 Plätzen für die spezialisierte Palliative Care gerechnet. Dies ergibt 
bei einer durchschnittlichen Auslastung von 90 Prozent Brutto-Kosten von rund 7,8 
Millionen Franken pro Jahr. 
 
 

Form der spezialisierten 
Pflege 

Anzahl Plätze  
(Soll 2035) 

Geschätzte Kosten 
(pro Person/Tag) 

Erwartete  
Auslastung Total pro Jahr 

Psychiatrische Langzeit-
pflege und spezialisierte 
Betreuung 

226 40 Fr. 90 % 2'969’640 Fr. 

Umfangreiche und kom-
plexe Langzeitpflege 50 180 Fr. 90 % 2'956’500 Fr. 

Spezialisierte Palliative 
Care 20 280 Fr. 90 % 1'839’600 Fr. 

Total 296   7'765'740 Fr. 
Abb. 3: Kostenschätzung 
 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass derzeit erst 100 Plätze für die psychiatrische Lang-
zeitpflege und spezialisierte Betreuung, 21 Plätze für die umfangreiche und kom-
plexe Langzeitpflege und 19 Plätze für die spezialisierte Palliative Care zur Verfügung 
stehen, die Kostenschätzung jedoch auf den Planzahlen bis 2035 beruht. Des Weite-
ren fallen die Kosten der umfangreichen und komplexen Langzeitpflege (rund 3 Mil-
lionen Franken pro Jahr) den Gemeinden bereits heute im Rahmen der Restfinanzie-
rung an, da im Gegensatz zur Beteiligung der Krankenversicherung und der pflege-
bedürftigen Person die Restfinanzierung nicht limitiert ist. Die Gemeinden haben 
heute bei einer aufwändigen Pflege hohe Restfinanzierungsbeiträge zu leisten. Die 
Restfinanzierung der Pflege ab der 241 Minuten pro Tag wird mit der neuen Rege-
lung zur spezialisierten Langzeitpflege wegfallen beziehungsweise in die Beiträge für 
die spezialisierte Langzeitpflege überführt und damit von den Gemeinden solidarisch 
finanziert. In der Vergangenheit haben solche Fälle zu grossen Belastungen, insbe-
sondere für kleine Gemeinden, geführt.  Die Kosten der spezialisierten Langzeit-
pflege für die Gesamtheit der Gemeinden dürften schätzungsweise 4,8 Millionen 
Franken pro Jahr betragen. Hinzu kommen Personalkosten für die Gesuchsbearbei-
tung von rund 60'000 bis 70'000 Franken pro Jahr. Die finanzielle Entlastung der Ge-
meinden bei den Ergänzungsleistungen zur AHV lässt sich nicht quantifizieren. 
 
Durch die Regelungen zur ambulanten Pflege durch Angehörigen, der Plafonierung 
der im Rahmen der Restfinanzierung anrechenbaren Vollkosten, ist mit einer finanzi-
ellen Entlastung der Gemeinden zu rechnen. Der Kanton Glarus rechnet mit jährli-
chen Einsparungen von rund 800’000 Franken (Vernehmlassungsvorlage vom 
18. September 2025, S. 11). Er weist allerdings eine geringere ständige Wohnbevöl-
kerung als der Kanton Luzern aus. Gestützt auf die Spitex-Statistik 2024, die Rech-
nungsabschlüsse der Gemeinden 2024 und als Folge der bereits eingeleiteten Mass-
nahmen (u.a. Empfehlungen an die Gemeinden zur Restfinanzierung auf Basis der 

https://www.gl.ch/public/upload/assets/62314/Antrag%20RR%20-%20%C3%84nderung%20PBV%20%28Vernehmlassungsvorlage%29.pdf?fp=1
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Analyse der Kostenrechnung nicht gewinnorientierter Spitex-Organisation und der 
Weisung der Disg zur Rechnungslegung in Spitex-Organisationen per 1. Januar 
2026) dürfte der im Kanton Luzern erwirtschaftete Gewinn und damit die jährliche 
Einsparung schätzungsweise eine Million Franken betragen. Darin nicht enthalten 
sind die Kosten für die aufwändige Rechnungsprüfung durch die kommunalen Ver-
waltungsstellen, die durch Festlegung der anrechenbaren Vollkosten wesentlich ver-
einfacht wird. 
 
Die Anpassungen bei den Planungs- und Versorgungsregionen nimmt die Gemein-
den mehr in die Pflicht, präzisiert aber auch ihre Aufgaben im Zusammenhang mit 
der regionalen integrierten Gesundheitsversorgung und schafft damit Klarheit über 
die Aufgaben der Planungs- und Versorgungsregionen. Die Finanzierung zur Stär-
kung der Planungs- und Versorgungsregionen ist im Planungsbericht Gesundheits-
versorgung 2024 aufgezeigt. Der Kanton wird darüber hinaus nicht zusätzlich finan-
ziell belastet. 

https://disg.lu.ch/themen/Menschen_im_Alter/-/media/DISG/Dokumente/Themen/Alter/Weisung_Rechnungslegung_fuer_Spitex_Organisationen.pdf?rev=d942e67fb1944cc89da7c391df5c0753
https://gesundheit.lu.ch/-/media/Gesundheit/Dokumente/Gesundheitsversorgung/Planungsbericht/Planungsbericht_ber_die_Gesundheitsversorgung_im_Kanton_Luzern_2024.pdf?rev=3b8ae302f1a44cb2adc4e55fd46cfefa
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